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Amtsblatt 
 

Amtliche Mitteilungen des Landkreises 

Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim 

 

Nr. 05 J a h r g a n g  2 0 2 2  12.03.2022 
 

Z W E C K V E R B A N D  I N D U S T R I E -
/ G E W E R B E P A R K  

G O L L H O F E N / I P P E S H E I M   
Z V  G O L L I P P  

Satzung über die Erhebung von Er-
schließungsbeiträgen (Erschließungs-

beitragssatzung – EBS) vom 22.02.2022 
 

Aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
Verbindung mit Art. 5a Abs. 2 des Bayeri-
schen Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
und den §§ 132, 133 Abs. 3 Satz 5 Bauge-
setzbuch (BauGB) erlässt der Zweckver-
band „Industrie-/Gewerbepark Gollh-
ofen/Ippesheim -ZV GOLLIPP- folgende 
Satzung: 
 

§ 1 
Erhebung des Erschließungsbeitrages 

Zur Deckung seines anderweitig nicht ge-
deckten Aufwandes für Erschließungsanla-
gen erhebt der ZV GOLLIPP Erschlie-
ßungsbeiträge nach Art. 5a Abs. 1 KAG so-
wie nach Maßgabe dieser Satzung. 
 

§ 2 
Art und Umfang der  

Erschließungsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsauf-
wand 

I.für die öffentlichen zum Anbau be-
stimmten Straßen, Wege und Plätze 
(Art. 5a Abs.2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 
2 Nr. 1 BauGB) in bis zu einer Stra-
ßenbreite (Fahrbahnen, Radwege, 
Gehwege, kombinierte Geh- und 
Radwege von)  

1. Wochenendhaus- und Dauerklein-
gartengebieten  7,0 m  

2. Kleinsiedlungsgebieten bei einseiti-
ger Bebaubarkeit  8,5 m 

3. Kleinsiedlungsgebieten, soweit sie 
nicht unter Nr. 2 fallen,  
Wohn-, Dorf- und Mischgebieten, 
dörflichen Wohngebieten, urbanen 
Gebieten 
a) mit einer Geschossflächenzahl bis 

0,7 14,0 m 
 bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5 m 

b) mit einer Geschossflächenzahl 
über 0,7 - 1,0 18,0 m 

  bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m 
c) mit einer Geschossflächenzahl 

über 1,0 - 1,6 20,0 m 
d) mit einer Geschossflächenzahl 

über 1,6 23,0 m 
4.Kerngebieten, Gewerbegebieten und 

Sondergebieten 

a) mit einer Geschossflächenzahl bis 
1,0 20,0 m 

b) mit einer Geschossflächenzahl 
über 1,0 - 1,6 23,0 m 

c) mit einer Geschossflächenzahl 
über 1,6 - 2,0 25,0 m 

d) mit einer Geschossflächenzahl 
über 2,0 27,0 m 

5.Industriegebieten 

a) mit einer Baumassenzahl bis 
3,0 23,0 m 

b) mit einer Baumassenzahl über 3,0 
- 6,0 25,0 m 

c) mit einer Baumassenzahl über 
6,0 27,0 m 

 
II. für die öffentlichen, aus rechtlichen 

oder tatsächlichen Gründen mit Kraft-
fahrzeugen nicht befahrbaren Ver-
kehrsanlagen innerhalb der Bauge-
biete (z. B. Fußwege, Wohnwege; 
Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 
2 Nr. 2 BauGB) bis zu einer Breite von 
5 m, 

III. für die nicht zum Anbau bestimmten, 
zur Erschließung der Baugebiete not-
wendigen Sammelstraßen innerhalb 
der Baugebiete (Art. 5a Abs. 2 KAG 
i.V.m § 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis 
zu einer Breite von 27 m, 

IV. für Parkflächen (Art. 5a Abs. 2 KAG 
i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB), 

a) die Bestandteile der Verkehrs-
anlagen im Sinne von Nr. I und 
Nr. III sind, bis zu einer weiteren 
Breite von 5 m, 

b) soweit sie nicht Bestandteile der 
in Nr. I und Nr. III genannten 
Verkehrsanlagen, aber nach 
städtebaulichen Grundsätzen 
innerhalb der Baugebiete zu de-
ren Erschließung notwendig 
sind, bis zu 15 v.H. aller im Ab-
rechnungsgebiet (§ 4) liegenden 
Grundstücksflächen, 

V. für Grünanlagen mit Ausnahme 

von Kinderspielplätzen (Art. 5a Abs. 2 

KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 4 

BauGB), 

a) die Bestandteile der Verkehrs-
anlagen im Sinne von Nr. I bis 
Nr. III sind, bis zu einer weiteren 
Breite von 5 m, 

b) soweit sie nicht Bestandteile der 
in Nr. I bis Nr. III genannten Ver-
kehrsanlagen sind, aber nach 
städtebaulichen Grundsätzen 
innerhalb der Baugebiete zu de-
ren Erschließung notwendig 

sind, bis zu 15 v.H. der im Ab-
rechnungsgebiet (§ 4) liegenden 
Grundstücksflächen, 

VI. für Immissionsschutzanlagen (Art. 

5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 

Nr. 5 BauGB). 

(2) Zu dem Erschließungsaufwand nach 
Abs. 1 Nr. I bis Nr. VI gehören insbeson-
dere die Kosten für 

a) den Erwerb der Grundflächen, 
b) die Freilegung der Grundflächen, 
c) die erstmalige Herstellung des Stra-

ßenkörpers einschließlich des Un-
terbaues, der Befestigung der 
Oberfläche sowie notwendiger Er-
höhungen oder Vertiefungen, 

d) die Herstellung von Rinnen sowie 
der Randsteine, 

e) die Herstellung von Radwegen, 
f) die Herstellung von Gehwegen, 
g) die Herstellung von kombinierten 

Geh- und Radwegen, 
h) die Herstellung von Mischflächen, 
i) die Herstellung der Beleuchtungs-

einrichtung, 
j) die Herstellung der Entwässerungs-

einrichtung der Erschließungsanla-
gen, 

k) den Anschluss an andere Erschlie-
ßungsanlagen, 

l) die Herstellung der Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen wegen Eingriffs 
beitragsfähiger Maßnahmen in Na-
tur und Landschaft, 

m) die Übernahme von Anlagen als ge-
meindliche Erschließungsanlagen, 

n) die Herstellung von Böschungen, 
Schutz- und Stützmauern. 

 
(3) Der Erschließungsaufwand umfasst 
auch den Wert der vom ZV GOLLIPP aus 
ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen, 
der Sachen und Rechte im Zeitpunkt der 
Bereitstellung sowie der vom Personal des 
Beitragsberechtigten erbrachten Werk- 
und Dienstleistungen für die technische 
Herstellung der Erschließungsanlage. 
 
(4) Der Erschließungsaufwand im Rahmen 
des Abs. 1 umfasst auch die Kosten, die für 
die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurch-
fahrt einer Bundes-, Staats- oder Kreis-
straße entstehen, die über die Breiten der 
anschließenden freien Strecken hinausge-
hen. 
 
(5) Soweit Erschließungsanlagen im Sinne 
des Abs. 1 als Sackgassen enden, ist für 
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den erforderlichen Wendehammer der Auf-
wand bis zur vierfachen Gesamtbreite der 
Sackgasse beitragsfähig. 
 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Er-

schließungsaufwandes 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsauf-
wand (§ 2) wird nach den tatsächlichen 
Kosten ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsauf-
wand wird für die einzelne Erschließungs-
anlage ermittelt. Der ZV GOLLIPP kann ab-
weichend von Satz 1 den beitragsfähigen 
Erschließungsaufwand für bestimmte Ab-
schnitte einer Erschließungsanlage oder 
diesen Aufwand für mehrere Anlagen, die 
für die Erschließung der Grundstücke eine 
Einheit bilden (Erschließungseinheit), er-
mitteln. 
 
(3) Die Aufwendungen für Fußwege und 
Wohnwege (§ 2 Abs. 1 Nr. II), für Sammel-
straßen (§ 2 Abs. 1 Nr. III), für Parkflächen 
(§ 2 Abs. 1 Nr. IV b), für Grünanlagen (§ 2 
Abs. 1 Nr. V b) und für Immissionsschutz-
anlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. VI, § 10) werden 
den zum Anbau bestimmten Straßen, We-
gen und Plätzen, zu denen sie von der Er-
schließung her gehören, zugerechnet. Das 
Verfahren nach Satz 1 findet keine Anwen-
dung, wenn das Abrechnungsgebiet (§ 4) 
der Fuß- und Wohnwege, der Sammelstra-
ßen, Parkflächen, Grünanlagen oder Im-
missionsschutzanlagen von dem Abrech-
nungsgebiet der Straßen, Wege und Plätze 
abweicht; in diesem Fall werden die Fuß- 
und Wohnwege, die Sammelstraßen, Park-
flächen, Grünanlagen und Immissions-
schutzanlagen selbstständig als Erschlie-
ßungsanlagen abgerechnet. 
 

§ 4 
Abrechnungsgebiet 

Die von einer Erschließungsanlage er-
schlossenen Grundstücke bilden das Ab-
rechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer 
Erschließungsanlage oder eine Erschlie-
ßungseinheit abgerechnet, so bilden die 
von dem Abschnitt der Erschließungsan-
lage bzw. Erschließungseinheit erschlos-
senen Grundstücke das Abrechnungsge-
biet. 
 

§ 5 
Anteil des ZV GOLLIPP 

Der ZV GOLLIPP trägt 10 v. H. des bei-
tragsfähigen Erschließungsaufwandes. 
 

§ 6 
Verteilung des beitragsfähigen Er-

schließungsaufwandes 

(1) Bei zulässiger gleicher Nutzung der 
Grundstücke wird der nach § 3 ermittelte 
Erschließungsaufwand nach Abzug des 
Anteils des ZV GOLLIPP (§ 5) auf die 
Grundstücke des Abrechnungsgebietes (§ 
4) nach den Grundstücksflächen verteilt. 
 

(2) Ist in einem Abrechnungsgebiet (§ 4) 
eine unterschiedliche bauliche oder sons-
tige Nutzung zulässig, wird der nach § 3 er-
mittelte Erschließungsaufwand nach Ab-
zug des Anteils des ZV GOLLIPP (§ 5) auf 
die Grundstücke des Abrechnungsgebie-
tes (§ 4) verteilt, indem die Grundstücksflä-
chen mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht 
werden, der im Einzelnen beträgt: 

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 
und gewerblich oder sonstig nutz-
baren Grundstücken, auf denen 
keine oder nur eine untergeordnete 
Bebauung zulässig ist 1,0 

2. bei mehrgeschossiger Bebaubar-
keit zuzüglich je weiteres Vollge-
schoss 0,3 

 
(3) Als Grundstücksfläche gilt: 

1. bei Grundstücken, die vollständig 
im Bereich eines Bebauungsplanes 
im Sinne von § 30 Abs. 1 und 2 
BauGB oder teilweise im beplanten 
Bereich und im Übrigen im unbe-
planten Innenbereich (§ 34 BauGB) 
bzw. vollständig im unbeplanten In-
nenbereich (§ 34 BauGB) liegen, 
der Flächeninhalt des Buchgrund-
stücks, wie er sich aus der Eintra-
gung im Grundbuch ergibt. Bei 
Grundstücken, die nur teilweise im 
Geltungsbereich eines Bebauungs-
planes (§ 30 BauGB) liegen und im 
Übrigen im Außenbereich (§ 35 
BauGB), die Grundstücksfläche, die 
sich innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplanes befin-
det. 

2. bei Grundstücken im unbeplanten 
Innenbereich (§ 34 BauGB), die in 
den Außenbereich (§ 35 BauGB) 
übergehen und bei denen sich die 
Grenze zwischen Innen- und Au-
ßenbereich nicht aus einer Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB ergibt, die 
tatsächliche Grundstücksfläche bis 
zu einer Tiefe von 50 m, gemessen 
von der der Erschließungsanlage 
zugewandten Grenze des beitrags-
pflichtigen Grundstücks. Reicht die 
bauliche oder gewerbliche Nutzung 
über diese Begrenzung hinaus, so 
ist die Grundstückstiefe maßge-
bend, die durch die hintere Grenze 
der Nutzung bestimmt wird.  

 

(4) Beitragspflichtige Grundstücke, die 
ohne bauliche Nutzungsmöglichkeit oder 
die mit einer untergeordneten baulichen 
Nutzungsmöglichkeit gewerblich oder in 
sonstiger Weise vergleichbar genutzt wer-
den oder genutzt werden dürfen, z. B. 
Friedhöfe, Sportanlagen, Freibäder, Cam-
pingplätze, Dauerkleingärten, werden mit 
0,5 der Grundstücksfläche in die Verteilung 
einbezogen. 
 
(5) Als zulässige Zahl der Vollgeschosse 
gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. 
Weist der Bebauungsplan nur eine Bau-
massenzahl aus, so gilt als Zahl der Voll-
geschosse die Baumassenzahl geteilt 
durch 3,5. Weist der Bebauungsplan ledig-
lich eine höchstzulässige Gebäudehöhe in 

Form der Wand- oder Firsthöhe aus, so gilt 
diese geteilt durch 3,5 m in Kern-, Ge-
werbe-, Industrie- und Sondergebieten 
i.S.v. § 11 Abs. 3 BauNVO, geteilt durch 
3,5 m in allen anderen Baugebieten. Sind 
beide Höhen festgesetzt, so ist die höchst-
zulässige Wandhöhe maßgebend. Bruch-
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder 
abgerundet. Setzt der Bebauungsplan we-
der die Zahl der Vollgeschosse noch eine 
Baumassenzahl noch die höchstzulässige 
Gebäudehöhe in Form der Wand- oder 
Firsthöhe fest, so findet Abs. 8 Anwen-
dung. 
 
(6) Ist im Einzelfall eine größere Zahl der 
Vollgeschosse zugelassen oder vorhan-
den, so ist diese zugrunde zu legen. 
 
(7) Grundstücke, auf denen nur Garagen o-
der Stellplätze zulässig sind, gelten als ein-
geschossig bebaubare Grundstücke. Bei 
mehrgeschossigen Parkbauten bestimmt 
sich der Nutzungsfaktor nach der Zahl ihrer 
Geschosse. 
 
(8) In unbeplanten Gebieten sowie im Fall 
des Abs. 5 Satz 6 ist maßgebend 

1. bei bebauten Grundstücken die 
Höchstzahl der tatsächlich  
vorhandenen Vollgeschosse.  

 
2. bei unbebauten, aber bebaubaren 

Grundstücken die Zahl der auf den  
Grundstücken der näheren Umge-
bung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse.  

 
Vollgeschosse sind Geschosse, die voll-
ständig über der natürlichen oder festge-
legten Geländeoberfläche liegen und über 
mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche 
eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. 
Als Vollgeschosse gelten auch Kellerge-
schosse, deren Deckenunterkante im Mit-
tel mindestens 1,20 m höher liegt als die 
natürliche oder festgelegte Geländeober-
fläche. 
 
(9) Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen 
der Besonderheiten des Bauwerks nicht 
feststellbar, werden je angefangene 3,5 m 
Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss 
gerechnet. Ist ein Grundstück mit einer Kir-
che bebaut, so sind zwei Vollgeschosse 
anzusetzen. Dies gilt für Türme, die nicht 
Wohnzwecken, gewerblichen oder indust-
riellen Zwecken oder einer freiberuflichen 
Nutzung dienen, entsprechend. 
 
(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet 
(§ 4) außer in überwiegend gewerblich ge-
nutzten Grundstücken oder Grundstücken, 
die nach den Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans in einem Kern-, Gewerbe- oder 
Industriegebiet liegen, auch andere Grund-
stücke erschlossen, so sind für die Grund-
stücke in Kern-, Gewerbe- und Industriege-
bieten sowie für die Grundstücke, die über-
wiegend gewerblich genutzt werden, die in 
Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren um je 
50  v.H. zu erhöhen. Als gewerblich genutzt 
oder nutzbar gelten auch Grundstücke, 
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wenn sie überwiegend1 Geschäfts-, Büro-, 
Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- o-
der ähnlich genutzte Räume beherbergen 
oder in zulässiger Weise beherbergen dür-
fen. 
 

§ 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende 

Grundstücke 

 
Für Grundstücke, die von mehr als einer 
Erschließungsanlage im Sinne des Art. 5a 
Abs. 2 KAG i.V. m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB erschlossen werden, ist die Grund-
stücksfläche bei Abrechnung jeder Er-
schließungsanlage nur mit zwei Dritteln an-
zusetzen. Dies gilt nicht, 

1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur 
für eine Erschließungsanlage erho-
ben wird und Beiträge für weitere 
Anlagen zu deren erstmaliger Her-
stellung weder nach dem geltenden 
Recht noch nach vergleichbaren 
früheren Rechtsvorschriften erho-
ben worden sind oder erhoben wer-
den, 

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- 
und Industriegebieten sowie für 
Grundstücke, die gem. § 6 Abs. 10 
als gewerblich genutzt gelten. 

 

§ 8 
Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann für 
1. den Grunderwerb, 
2. die Freilegung der Grundflächen, 
3. die Fahrbahn, auch Richtungs-

fahrbahnen, 
4. die Radwege, 
5. die Gehwege zusammen oder 

einzeln, 
6. die gemeinsamen Geh- und Rad-

wege, 
7. die unselbstständigen Parkplätze, 
8. die Mehrzweckstreifen, 
9. die Mischflächen, 
10. die Sammelstraßen, 
11. die Parkflächen, 
12. die Grünanlagen, 
13. die Beleuchtungseinrichtungen 

und 
14. die Entwässerungseinrichtungen 

gesondert erhoben (Art. 5a Abs. 5 i.V.m. 
Art. 5 Abs. 1 Satz 6 KAG) und in beliebiger 
Reihenfolge umgelegt werden, sobald die 
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbe-
träge gedeckt werden soll, abgeschlossen 
worden ist. Diesen Zeitpunkt stellt der ZV 
GOLLIPP fest. 
 

§ 9 
Merkmale der endgültigen Herstellung 

der Erschließungsanlagen 

(1) Die zum Anbau bestimmten Straßen, 
Wege und Plätze sowie Sammelstraßen 
und Parkflächen sind endgültig hergestellt, 
wenn sie die nachstehenden Merkmale 
aufweisen: 

                                                
 

1. eine Pflasterung, eine Asphalt-, Be-
ton- oder ähnliche Decke neuzeitli-
cher Bauweise mit dem technisch 
notwendigen Unterbau, 

2. Straßenentwässerung und Be-
leuchtung, 

3. Anschluss an eine dem öffentlichen 
Verkehr gewidmete Straße. 

 
(2) Geh- und Radwege sind endgültig her-
gestellt, wenn sie eine Abgrenzung gegen 
die Fahrbahn und gegeneinander (außer 
bei Mischflächen) sowie eine Befestigung 
mit Platten, Pflaster, Asphaltbelag oder 
eine ähnliche Decke in neuzeitlicher Bau-
weise mit dem technisch notwendigen Un-
terbau aufweisen. 
 
(3) Grünanlagen sind endgültig hergestellt, 
wenn ihre Flächen gärtnerisch gestaltet 
sind. 
 
(4) Zu den Merkmalen der endgültigen Her-
stellung der in den Abs. 1 bis 3 genannten 
Erschließungsanlagen gehören alle Maß-
nahmen, die durchgeführt werden müssen, 
damit der ZV GOLLIPP das Eigentum oder 
eine Dienstbarkeit an den für die Erschlie-
ßungsanlage erforderlichen Grundstücken 
erlangt. 
 

§ 10 
Immissionsschutzanlagen 

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Her-
stellungsmerkmale von Anlagen zum 
Schutz von Baugebieten gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes werden 
durch ergänzende Satzung im Einzelfall 
geregelt. 

 
§ 11 

Entstehen der Beitragspflicht 

 
Die Beitragspflicht entsteht mit der endgül-
tigen Herstellung der Erschließungsanla-
gen, für Teilbeträge, sobald die Maßnah-
men, deren Aufwand durch die Teilbeträge 
gedeckt werden soll, abgeschlossen sind. 
Im Falle des Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. 
§ 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB entsteht 
die Beitragspflicht mit der Übernahme 
durch den ZV GOLLIPP. 

§ 12 
Vorausleistungen 

Im Fall des Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 133 
Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen 
bis zur Höhe des voraussichtlichen Er-
schließungsbeitrages erhoben werden. 
 

§ 13 
Beitragspflichtiger 

Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeit-
punkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheids Eigentümer des Grundstücks ist. 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, so ist der Erbbauberechtigte an-
stelle des Eigentümers beitragspflichtig. 

Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner; bei Wohnungs- und Teilei-
gentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 14 
Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Beitragsbescheids, die Vo-
rausleistung einen Monat nach Bekannt-
gabe des Vorausleistungsbescheids fällig. 

§ 15 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

(1) Der Erschließungsbeitrag kann im Gan-
zen vor Entstehung der Beitragspflicht ab-
gelöst werden (Art. 5a Abs. 2 KAG i. V. m. 
§ 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB). Ein Rechts-
anspruch auf Ablösung besteht nicht. Die 
Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich 
nach der Höhe des voraussichtlich entste-
henden Erschließungsbeitrages. 
 
(2) Ein Ablösungsvertrag wird unwirksam, 
wenn sich zum Zeitpunkt der Entstehung 
der sachlichen Beitragspflichten ergibt, 
dass der auf das betreffende Grundstück 
entfallende Erschließungsbeitrag das Dop-
pelte oder mehr als Doppelte bzw. die 
Hälfte oder weniger als die Hälfte des Ab-
lösungsbetrages ausmacht. In einem sol-
chen Fall ist der Erschließungsbeitrag 
durch Bescheid festzusetzen und unter An-
rechnung des gezahlten Ablösungsbetra-
ges anzufordern oder die Differenz zwi-
schen gezahltem Ablösungsbetrag und Er-
schließungsbeitrag zu erstatten.  
 

§ 16 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Er-
schließungsbeitragssatzung vom 
12.10.1994 außer Kraft. 
 

Uffenheim, den 22.02.2022 
 

Heinrich Klein, 
Verbandsvorsitzender 

 
LkrABl. Nr. 05/2022 

____________________ 
 

Z W E C K V E R B A N D  I N D U S T R I E -
/ G E W E R B E P A R K  

G O L L H O F E N / I P P E S H E I M   
Z V  G O L L I P P  

Satzung für die öffentliche Entwässe-
rungseinrichtung des Zweckverbandes 
Industrie-/Gewerbepark Gollhofen/Ip-

pesheim ZV GOLLIPP (Entwässerungs-
satzung – EWS – vom 22.02.2022) 

 

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeinde-
ordnung (GO) sowie Art. 34 Abs. 2 Satz 1 
des Bayerischen Wassergesetzes 
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(BayWG) erlässt der Zweckverband 
GOLLIPP folgende Satzung: 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Der ZV GOLLIPP betreibt eine öffentli-
che Einrichtung zur Abwasserbeseitigung 
(Entwässerungseinrichtung) für das Ge-
biet des ZV GOLLIPP. 
 
(2) Art und Umfang der Entwässerungs-
einrichtung bestimmt der ZV GOLLIPP. 
 
(3) Zur Entwässerungseinrichtung gehö-
ren auch die im öffentlichen Straßengrund 
liegenden Teile der Grundstücksan-
schlüsse. 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist 
jedes räumlich zusammenhängende und 
einem gemeinsamen Zweck dienende 
Grundeigentum desselben Eigentümers, 
das eine selbstständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet, auch wenn es sich um mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken 
im Sinn des Grundbuchrechts handelt. So-
weit rechtlich verbindliche planerische Vor-
gaben vorhanden sind, sind sie zu berück-
sichtigen. 
 
(2) Die in dieser Satzung für Grundstücks-
eigentümer erlassenen Vorschriften gelten 
auch für Teileigentümer, Erbbauberech-
tigte, Wohnungseigentümer, Wohnungser-
bbauberechtigte, Nießbraucher und sons-
tige zur Nutzung eines Grundstücks ding-
lich Berechtigte. Von mehreren dinglich 
Berechtigten ist jeder berechtigt und ver-
pflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinn dieser Satzung haben die nach-
stehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
1. Abwasser 
ist das durch häuslichen, gewerblichen, 
landwirtschaftlichen oder sonstigen Ge-
brauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser und das bei Trockenwetter damit 
zusammen abfließende Wasser (Schmutz-
wasser) sowie das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befes-
tigten Flächen gesammelt abfließende 
Wasser (Niederschlagswasser). 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten 
nicht für das in landwirtschaftlichen Betrie-
ben anfallende Abwasser (einschließlich 
Jauche und Gülle), das dazu bestimmt ist, 
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich o-
der gärtnerisch genutzte Böden aufge-
bracht zu werden; nicht zum Aufbringen 
bestimmt ist insbesondere das häusliche 
Abwasser. 
 
2. Kanäle  
sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasser-
kanäle oder Regenwasserkanäle ein-
schließlich der Sonderbauwerke wie z. B. 
Schächte, Regenbecken, Pumpwerke, 
Regenüberläufe. 

 
3. Schmutzwasserkanäle 
dienen ausschließlich der Aufnahme und 
Ableitung von Schmutzwasser. 
 
4. Mischwasserkanäle 
sind zur Aufnahme und Ableitung von Nie-
derschlags- und Schmutzwasser bestimmt. 
 
5. Regenwasserkanäle 
dienen ausschließlich der Aufnahme und 
Ableitung von Niederschlagswasser. 
 
6. Sammelkläranlage 
ist eine Anlage zur Reinigung des in den 
Kanälen gesammelten Abwassers ein-
schließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 
7. Grundstücksanschlüsse 
sind 
–  bei Freispiegelkanälen: 
die Leitungen vom Kanal bis zum Kontroll-
schacht. Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 
EWS kein Kontrollschacht vorhanden, en-
det der Grundstücksanschluss an der 
Grenze privater Grundstücke zum öffentli-
chen Straßengrund. 
–  bei Druckentwässerung: 
die Leitungen vom Kanal bis zum Abwass-
ersammelschacht. 
–  bei Unterdruckentwässerung: 
die Leitungen vom Kanal bis einschließlich 
des Hausanschlussschachts. 
 
8. Grundstücksentwässerungsanlagen 
sind 
–  bei Freispiegelkanälen: 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die 
der Beseitigung des Abwassers dienen, bis 
einschließlich des Kontrollschachts. Hierzu 
zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche 
Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Ent-
wässerung eines Grundstücks (§ 9 Abs. 4). 
Ist entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 EWS kein 
Kontrollschacht vorhanden, endet die 
Grundstücksentwässerungsanlage an der 
Grenze privater Grundstücke zum öffentli-
chen Straßengrund. 
–  bei Druckentwässerung: 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die 
der Beseitigung des Abwassers dienen, bis 
einschließlich des Abwassersammel-
schachts. 
–  bei Unterdruckentwässerung: 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die 
der Beseitigung des Abwassers dienen, bis 
zum Hausanschlussschacht. 
9. Kontrollschacht 
ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle 
und Wartung der Anlage dient. 
10. Abwassersammelschacht (bei Druck-
entwässerung) 
ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und 
Steuerungsanlage. 
11. Hausanschlussschacht (bei Unterdru-
ckentwässerung) 
ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vor-
lagebehälter dienenden Stauraum sowie 
einer Absaugventileinheit. 
12. Messschacht 
ist eine Einrichtung für die Messung des 
Abwasserabflusses oder die Entnahme 
von Abwasserproben. 
13. Abwasserbehandlungsanlage 
ist eine Einrichtung, die dazu dient, die 

Schädlichkeit des Abwassers vor Einlei-
tung in den Kanal zu vermindern oder zu 
beseitigen. Hierzu zählen insbesondere 
Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen 
Abwassers sowie Anlagen zur (Vor-)Be-
handlung gewerblichen oder industriellen 
Abwassers. 
 
14. Fachlich geeigneter Unternehmer 
ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Ar-
beiten an Grundstücksentwässerungsanla-
gen fachkundig auszuführen. Vorausset-
zungen für die fachliche Eignung sind ins-
besondere 
–  die ausreichende berufliche Qualifikation 
und Fachkunde der verantwortlichen tech-
nischen Leitung, 
–  die Sachkunde des eingesetzten Perso-
nals und dessen nachweisliche Qualifika-
tion für die jeweiligen Arbeiten an Grund-
stücksentwässerungsanlagen, 
–  die Verfügbarkeit der benötigten Werk-
zeuge, Maschinen und Geräte, 
–  die Verfügbarkeit und Kenntnis der ent-
sprechenden Normen und Vorschriften, 
–  eine interne Qualitätssicherung (Weiter-
bildung, Kontrollen und Dokumentation). 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann 
verlangen, dass sein Grundstück nach 
Maßgabe dieser Satzung an die Entwässe-
rungseinrichtung angeschlossen wird. Er 
ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 
17 das anfallende Abwasser in die Entwäs-
serungseinrichtung einzuleiten. 
 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht 
erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, 
die durch einen Kanal erschlossen sind. 
Der Grundstückseigentümer kann unbe-
schadet weiter gehender bundes- und lan-
desgesetzlicher Vorschriften nicht verlan-
gen, dass neue Kanäle hergestellt oder be-
stehende Kanäle geändert werden. Wel-
che Grundstücke durch einen Kanal er-
schlossen werden, bestimmt der ZV 
GOLLIPP. 
 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht 
besteht nicht, 

1. wenn das Abwasser wegen seiner Art 
oder Menge nicht ohne Weiteres von 
der Entwässerungseinrichtung über-
nommen werden kann und besser von 
demjenigen behandelt wird, bei dem es 
anfällt oder 

2. solange eine Übernahme des Abwas-
sers technisch oder wegen des unver-
hältnismäßig hohen Aufwands nicht 
möglich ist. 

 
(4) Der ZV GOLLIPP kann den Anschluss 
und die Benutzung versagen, wenn die ge-
sonderte Behandlung des Abwassers we-
gen der Siedlungsstruktur das Wohl der All-
gemeinheit nicht beeinträchtigt. 
 
(5) Unbeschadet des Abs. 4 besteht ein 
Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versi-
ckerung oder anderweitige Beseitigung 
von Niederschlagswasser ordnungsgemäß 
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möglich ist. Der Nachweis für die Voraus-
setzungen des Satzes 1 ist vom Grund-
stückseigentümer zu erbringen. Die Ge-
meinde kann hiervon Ausnahmen zulassen 
oder bestimmen, wenn die Einleitung von 
Niederschlagswasser aus betriebstechni-
schen Gründen erforderlich ist. 
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 
sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an 
die Entwässerungseinrichtung anzuschlie-
ßen (Anschlusszwang). Ein Anschluss-
zwang besteht nicht, wenn der Anschluss 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 
 
(2) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 
sind verpflichtet, auch unbebaute Grund-
stücke an die Entwässerungseinrichtung 
anzuschließen, wenn Abwasser anfällt. 
 
(3) Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn 
auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benut-
zung Abwasser anfallen kann, dauernd o-
der vorübergehend vorhanden sind. 
 
(4) Bei baulichen Maßnahmen, die eine 
Veränderung der Abwassereinleitung nach 
Menge oder Beschaffenheit zur Folge ha-
ben, muss der Anschluss vor dem Beginn 
der Benutzung des Baus hergestellt sein. 
In allen anderen Fällen ist der Anschluss 
nach schriftlicher Aufforderung durch die 
Gemeinde innerhalb der von ihr gesetzten 
Frist herzustellen. 
 
(5) Auf Grundstücken, die an die Entwäs-
serungseinrichtung angeschlossen sind, ist 
im Umfang des Benutzungsrechts alles Ab-
wasser in die Entwässerungseinrichtung 
einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflich-
tet sind der Grundstückseigentümer und 
alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben 
auf Verlangen des ZV GOLLIPP die dafür 
erforderliche Überwachung zu dulden.  
 

§ 6 
Befreiung von Anschluss- oder Benut-

zungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss 
oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz 
oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss 
oder die Benutzung aus besonderen Grün-
den auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar 
ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter An-
gabe der Gründe schriftlich beim ZV 
GOLLIPP einzureichen. 
 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Be-
dingungen, Auflagen und Widerrufsvorbe-
halt erteilt werden. 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht 
zum Anschluss oder zur Benutzung be-
rechtigt oder verpflichtet, kann der ZV 
GOLLIPP durch Vereinbarung ein beson-
deres Benutzungsverhältnis begründen. 
 

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten 
die Bestimmungen dieser Satzung und der 
Beitrags- und Gebührensatzung entspre-
chend. Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 

 
§ 8 

Grundstücksanschluss  

 
(1) Der Grundstücksanschluss wird, soweit 
er nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der 
Entwässerungseinrichtung ist, vom Grund-
stückseigentümer hergestellt, verbessert, 
erneuert, geändert und unterhalten sowie 
stillgelegt und beseitigt; § 9 Abs. 2 und 6 
sowie §§ 10 bis 12 gelten entsprechend. 
 
(2) Der ZV GOLLIPP bestimmt Zahl, Art, 
Nennweite und Führung der Grundstücks-
anschlüsse. Er bestimmt auch, wo und an 
welchen Kanal anzuschließen ist. Begrün-
dete Wünsche des Grundstückseigentü-
mers werden dabei nach Möglichkeit be-
rücksichtigt. Soll auf Verlangen des Grund-
stückseigentümers ein zusätzlicher Grund-
stücks(teil)anschluss im öffentlichen Stra-
ßengrund hergestellt werden, kann die Ge-
meinde verlangen, dass die näheren Ein-
zelheiten einschließlich der Kostentragung 
vorher in einer gesonderten Vereinbarung 
geregelt werden. 
 
(3) Jeder Grundstückseigentümer, dessen 
Grundstück an die Entwässerungseinrich-
tung angeschlossen oder anzuschließen 
ist, muss die Verlegung von Grundstücks-
anschlüssen, den Einbau von Schächten, 
Schiebern, Messeinrichtungen und derglei-
chen und von Sonderbauwerken zulassen, 
ferner das Anbringen von Hinweisschildern 
dulden, soweit diese Maßnahmen für die 
ordnungsgemäße Beseitigung des auf sei-
nem Grundstück anfallenden Abwassers 
erforderlich sind. 
 
(4) Die Kosten der Herstellung, Unterhal-
tung, Beseitigung und Erneuerung der 
Grundstücksanschlüssen ab der Grund-
stücksgrenze trägt der Grundstückseigen-
tümer (Anschlussnehmer) (Grundstücks-
grenze = Kostengrenze) 
 

§ 9 
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Jedes Grundstück, das an die Entwäs-
serungseinrichtung angeschlossen wird, ist 
vorher vom Grundstückseigentümer mit ei-
ner Grundstücksentwässerungsanlage zu 
versehen. Wird das Schmutzwasser über 
die Entwässerungseinrichtung abgeleitet, 
aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, 
ist die Grundstücksentwässerungsanlage 
mit einer Abwasserbehandlungsanlage 
auszustatten. 
 
(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage 
und die Abwasserbehandlungsanlage im 
Sinn des Abs. 1 Satz 2 sind nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, 
zu erneuern, zu ändern, zu unterhalten, 
stillzulegen oder zu beseitigen. Für die Rei-

nigungsleistung der Abwasserbehand-
lungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 ist 
darüber hinaus der Stand der Technik 
maßgeblich. 
 
(3) Am Ende der Grundstücksentwässe-
rungsanlage ist ein Kontrollschacht zu er-
richten. Die Gemeinde kann verlangen, 
dass anstelle oder zusätzlich zum Kontroll-
schacht ein Messschacht zu erstellen ist. 
Bei Druckentwässerung oder Unterdruck-
entwässerung gelten Sätze 1 und 2 nicht, 
wenn die Kontrolle und Wartung der 
Grundstücksentwässerungsanlage über 
den Abwassersammelschacht oder den 
Hausanschlussschacht durchgeführt wer-
den kann. 
 
(4) Besteht zum Kanal kein ausreichendes 
Gefälle, kann die Gemeinde vom Grund-
stückseigentümer den Einbau und den Be-
trieb einer Hebeanlage zur Entwässerung 
des Grundstücks verlangen, wenn ohne 
diese Anlage eine ordnungsgemäße Be-
seitigung des Abwassers bei einer den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik 
entsprechenden Planung und Ausführung 
des Kanalsystems für die Gemeinde nicht 
möglich oder nicht wirtschaftlich ist. 
 
(5) Gegen den Rückstau des Abwassers 
aus der Entwässerungseinrichtung hat sich 
jeder Anschlussnehmer selbst zu schüt-
zen. 
 
(6) Die Gemeinde darf zur Entlastung der 
öffentlichen Einrichtung bestimmen, dass 
Niederschlagswasser nur mittels einer 
Oberflächenwasserrückhaltung gedrosselt 
eingeleitet wird. 
 
(7) Die Grundstücksentwässerungsanlage 
sowie Arbeiten daran dürfen nur durch 
fachlich geeignete Unternehmer ausge-
führt werden. Die Gemeinde kann den 
Nachweis der fachlichen Eignung verlan-
gen. 
 

§ 10 
Zulassung der Grundstücksentwässe-

rungsanlage 
 

(1) Bevor die Grundstücksentwässerungs-
anlage hergestellt oder geändert wird, sind 
dem ZV GOLLIPP folgende Unterlagen in 
doppelter Fertigung einzureichen: 

a) Lageplan des zu entwässernden 
Grundstücks im Maßstab 1:1000, 

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maß-
stab 1:100, aus denen der Verlauf der 
Leitungen und im Fall des § 9 Abs. 1 
Satz 2 die Abwasserbehandlungsan-
lage ersichtlich sind, 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Dar-
stellung der Entwässerungsgegen-
stände im Maßstab 1:100, bezogen auf 
Normal-Null (NN), aus denen insbeson-
dere die Gelände- und Kanalsohlenhö-
hen, die maßgeblichen Kellersohlenhö-
hen, Querschnitte und Gefälle der Ka-
näle, Schächte, höchste Grundwasser-
oberfläche zu ersehen sind, 

d) wenn Gewerbe- oder Industrieabwas-
ser oder Abwasser, das in seiner Be-
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schaffenheit erheblich vom Hausab-
wasser abweicht, zugeführt wird, ferner 
Angaben über 

– Zahl der Beschäftigten und der ständigen 
Bewohner auf dem Grundstück, wenn de-
ren Abwasser miterfasst werden soll, 
– Menge und Beschaffenheit des Verarbei-
tungsmaterials, der Erzeugnisse, 
– die Abwasser erzeugenden Betriebsvor-
gänge, 
– Höchstzufluss und Beschaffenheit des 
zum Einleiten bestimmten Abwassers, 
– die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die 
Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, 
Reinigung, Neutralisation, Dekontaminie-
rung) mit Bemessungsnachweisen. 
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergän-
zen durch den wasserwirtschaftlichen Be-
triebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, 
Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbe-
handlung beabsichtigten Einrichtungen. 
Die Pläne müssen den beim ZV GOLLIPP 
aufliegenden Planmustern entsprechen. 
Alle Unterlagen sind vom Grundstücksei-
gentümer und dem Planfertiger zu unter-
schreiben. Der ZV GOLLIPP kann erforder-
lichenfalls weitere Unterlagen anfordern. 
(2) Der ZV GOLLIPP prüft, ob die geplante 
Grundstücksentwässerungsanlage den 
Bestimmungen dieser Satzung entspricht. 
Ist das der Fall, erteilt der ZV GOLLIPP 
schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine 
Fertigung der eingereichten Unterlagen mit 
Zustimmungsvermerk zurück; die Zustim-
mung kann unter Bedingungen und Aufla-
gen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als 
erteilt, wenn der ZV GOLLIPP nicht inner-
halb von drei Monaten nach Zugang der 
vollständigen Planunterlagen ihre Zustim-
mung schriftlich verweigert. Entspricht die 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht 
den Bestimmungen dieser Satzung, setzt 
der ZV GOLLIPP dem Grundstückseigen-
tümer unter Angabe der Mängel eine ange-
messene Frist zur Berichtigung und erneu-
ten Einreichung der geänderten Unterla-
gen beim ZV GOLLIPP; Satz 3 gilt entspre-
chend. 
(3) Mit der Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlage darf 
erst begonnen werden, wenn die Zustim-
mung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder 
als erteilt gilt. Eine Genehmigungspflicht 
nach sonstigen, insbesondere nach stra-
ßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestim-
mungen bleibt durch die Zustimmung un-
berührt. 
(4) Von den Bestimmungen der Abs. 1 bis 
3 kann der ZV GOLLIPP Ausnahmen zu-
lassen. 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grund-

stücksentwässerungsanlage 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat dem 
ZV GOLLIPP den Beginn des Herstellens, 
des Änderns, des Ausführens größerer Un-
terhaltungsarbeiten oder des Beseitigens 
spätestens drei Tage vorher schriftlich an-
zuzeigen und gleichzeitig den Unterneh-
mer zu benennen. Muss wegen Gefahr im 
Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen 
werden, ist der Beginn innerhalb von 24 
Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Der ZV GOLLIPP ist berechtigt, die Ar-
beiten zu überprüfen. Der Grundstücksei-
gentümer hat zu allen Überprüfungen Ar-
beitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereit-
zustellen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer hat die 
Grundstücksentwässerungsanlage vor 
Verdeckung der Leitungen auf satzungsge-
mäße Errichtung und vor ihrer Inbetrieb-
nahme auf Mängelfreiheit durch einen nicht 
an der Bauausführung beteiligten fachlich 
geeigneten Unternehmer prüfen und das 
Ergebnis durch diesen bestätigen zu las-
sen. Dies gilt nicht, soweit der ZV GOLLIPP 
die Prüfungen selbst vornimmt; sie hat dies 
vorher anzukündigen. Abs. 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. Werden die Leitungen vor 
Durchführung der Prüfung auf satzungsge-
mäße Errichtung der Grundstücksentwäs-
serungsanlage verdeckt, sind sie auf An-
ordnung des ZV GOLLIPP freizulegen. 
 
(4) Soweit der ZV GOLLIPP die Prüfungen 
nicht selbst vornimmt, hat der Grundstück-
seigentümer des ZV GOLLIPP die Bestäti-
gungen nach Abs. 3 vor Verdeckung der 
Leitungen und vor Inbetriebnahme der 
Grundstücksentwässerungsanlage unauf-
gefordert vorzulegen. Der ZV GOLLIPP 
kann die Verdeckung der Leitungen oder 
die Inbetriebnahme der Grundstücksent-
wässerungsanlage innerhalb eines Monats 
nach Vorlage der Bestätigungen oder un-
verzüglich nach Prüfung durch den ZV 
GOLLIPP schriftlich untersagen. In diesem 
Fall setzt der ZV GOLLIPP dem Grund-
stückseigentümer unter Angabe der 
Gründe für die Untersagung eine ange-
messene Nachfrist für die Beseitigung der 
Mängel; Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten 
entsprechend. 
 
(5) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2, die 
Bestätigungen des fachlich geeigneten Un-
ternehmers oder die Prüfung durch den ZV 
GOLLIPP befreien den Grundstückseigen-
tümer, den ausführenden oder prüfenden 
Unternehmer sowie den Planfertiger nicht 
von der Verantwortung für die vorschrifts-
mäßige und fehlerfreie Planung und Aus-
führung der Anlage. 
 
(6) Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die 
Bestätigung eines privaten Sachverständi-
gen der Wasserwirtschaft über die ord-
nungsgemäße Errichtung der Abwasserbe-
handlungsanlage gemäß den Richtlinien 
für Zuwendungen für Kleinkläranlagen vor, 
ersetzt diese in ihrem Umfange die Prüfung 
und Bestätigung nach Abs. 3 und Abs. 4. 
 

§ 12 
Überwachung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat die von 
ihm zu unterhaltenden Grundstücksan-
schlüsse, Messschächte und Grundstück-
sentwässerungsanlagen, die an Misch-  
oder Schmutzwasserkanäle angeschlos-
sen sind, in Abständen von jeweils 20 Jah-
ren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten 
durch einen fachlich geeigneten Unterneh-

mer auf Mängelfreiheit prüfen und das Er-
gebnis durch diesen bestätigen zu lassen. 
Für Anlagen in Wasserschutzgebieten gel-
ten kürzere Abstände entsprechend den 
Festlegungen in der jeweiligen Schutzge-
bietsverordnung; ist dort nichts geregelt ist 
die Dichtheit wiederkehrend alle fünf Jahre 
durch Sichtprüfung und alle zehn Jahre 
durch Druckprobe oder ein anderes gleich-
wertiges Verfahren nachzuweisen. Festge-
stellte Mängel hat der Grundstückseigentü-
mer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei 
erheblichen Mängeln ist innerhalb von 
sechs Monaten nach Ausstellung der Be-
stätigung eine Nachprüfung durchzufüh-
ren. Der ZV GOLLIPP kann verlangen, 
dass die Bestätigung über die Mängelfrei-
heit und über die Nachprüfung bei festge-
stellten Mängeln vorgelegt werden. 
 
(2) Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche 
Abwasserbehandlungsanlagen gelten die 
einschlägigen wasserrechtlichen Bestim-
mungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 
2 BayWG für Kleinkläranlagen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer hat Stö-
rungen und Schäden an den Grundstücks-
anschlüssen, Messschächten, Grund-
stücksentwässerungsanlagen, Überwa-
chungseinrichtungen und Abwasserbe-
handlungsanlagen unverzüglich dem ZV 
GOLLIPP anzuzeigen. 
 
(4) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser 
oder Abwasser, das in seiner Beschaffen-
heit erheblich vom Hausabwasser ab-
weicht, der Entwässerungseinrichtung zu-
geführt, kann der ZV GOLLIPP den Einbau 
und den Betrieb von Überwachungsein-
richtungen verlangen. Hierauf wird in der 
Regel verzichtet, soweit für die Einleitung 
eine wasserrechtliche Genehmigung der 
Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die 
Ergebnisse der wasserrechtlich vorge-
schriebenen Eigen- oder Selbstüberwa-
chung dem ZV GOLLIPP vorgelegt wer-
den. 
 
(5) Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 ist der ZV 
GOLLIPP befugt, die Grundstücksentwäs-
serungsanlagen jederzeit zu überprüfen, 
Abwasserproben zu entnehmen sowie 
Messungen und Untersuchungen durchzu-
führen. Dasselbe gilt für die Grundstücks-
anschlüsse und Messschächte, wenn sie 
dem ZV GOLLIPP nicht selbst unterhält. 
Der ZV GOLLIPP kann jederzeit verlangen, 
dass die vom Grundstückseigentümer zu 
unterhaltenden Anlagen in einen Zustand 
gebracht werden, der Störungen anderer 
Einleiter, Beeinträchtigungen der Entwäs-
serungseinrichtung und Gewässerverun-
reinigungen ausschließt. Führt der ZV 
GOLLIPP aufgrund der Sätze 1 oder 2 eine 
Überprüfung der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, der Messschächte oder der 
vom Grundstückseigentümer zu unterhal-
tenden Grundstücksanschlüsse auf Män-
gelfreiheit durch, beginnt die Frist nach 
Abs. 1 Satz 1 mit Abschluss der Prüfung 
durch dem ZV GOLLIPP neu zu laufen. 
(6) Die Verpflichtungen nach den Abs. 1 bis 
5 gelten auch für den Benutzer des Grund-
stücks. 
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§ 13 
Stilllegung von Entwässerungsanlagen 

auf dem Grundstück 
 

Sobald ein Grundstück an die Entwässe-
rungseinrichtung angeschlossen ist, sind 
nicht der Ableitung zur Entwässerungsein-
richtung dienende Grundstücksentwässe-
rungsanlagen sowie dazugehörige Abwas-
serbehandlungsanlagen in dem Umfang 
außer Betrieb zu setzen, in dem das 
Grundstück über die Entwässerungsein-
richtung entsorgt wird. § 9 Abs. 1 Satz 2 
bleibt unberührt. 
 

§ 14 
Einleiten in die Kanäle 

 
(1) In Schmutzwasserkanäle darf nur 
Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle 
nur Niederschlagswasser eingeleitet wer-
den. In Mischwasserkanäle darf sowohl 
Schmutz- als auch Niederschlagswasser 
eingeleitet werden. 
 
(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Ka-
näle eingeleitet werden darf, bestimmt der 
ZV GOLLIPP. 
 

§ 15 
Verbot des Einleitens, Einleitungsbe-

dingungen 

 
(1) In die Entwässerungseinrichtung dürfen 
Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht 
werden, die 
– die dort beschäftigten Personen gefähr-
den oder deren Gesundheit beeinträchti-
gen, 
–  die Entwässerungseinrichtung oder die 
angeschlossenen Grundstücke gefährden 
oder beschädigen, 
– den Betrieb der Entwässerungseinrich-
tung erschweren, behindern oder beein-
trächtigen, 
– die landwirtschaftliche oder gärtnerische 
Verwertung des Klärschlamms erschweren 
oder verhindern oder 
– sich sonst schädlich auf die Umwelt, ins-
besondere die Gewässer, auswirken. 
 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für 
1. feuergefährliche oder zerknallfähige 

Stoffe wie Benzin oder Öl, 
2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 
3. radioaktive Stoffe, 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutli-

chen Verfärbung des Abwassers in der 
Sammelkläranlage oder des Gewäs-
sers führen, Lösemittel, 

5. Abwasser oder andere Stoffe, die 
schädliche Ausdünstungen, Gase oder 
Dämpfe verbreiten können, 

6. Grund- und Quellwasser, 
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, 

wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faser-
stoffe, Zement, Kunstharze, Teer, 
Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlach-
tabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, 
die erhärten, 

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fett-
abscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser 

aus Dunggruben und Tierhaltungen, Si-
lagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, 
Molke, 

9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder 
Suspensionen aus Abwasserbehand-
lungsanlagen und Abortgruben unbe-
schadet gemeindlicher Regelungen zur 
Beseitigung der Fäkalschlämme, 

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen 
der Besorgnis einer Giftigkeit, Langle-
bigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder ei-
ner krebserzeugenden, fruchtschädi-
genden oder erbgutverändernden Wir-
kung als gefährlich zu bewerten sind 
wie Schwermetalle, Cyanide, haloge-
nierte Kohlenwasserstoffe, Polycycli-
sche Aromaten, Phenole. 

 
Ausgenommen sind 
– unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im 
Abwasser in der Art und in der Menge, wie 
sie auch im Abwasser aus Haushaltungen 
üblicherweise anzutreffen sind; 
– Stoffe, die nicht vermieden oder in einer 
Vorbehandlungsanlage zurückgehalten 
werden können und deren Einleitung der 
ZV GOLLIPP in den Einleitungsbedingun-
gen nach Abs. 3 oder 4 zugelassen hat; 
– Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung 
nach § 58 des Wasserhaushaltsgesetzes 
eingeleitet werden dürfen. 
11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbe-

betrieben, 
– von dem zu erwarten ist, dass es auch 
nach der Behandlung in der Sammelklär-
anlage nicht den Mindestanforderungen 
nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes 
entsprechen wird, 
– das wärmer als +35 °C ist, 
– das einen pH-Wert von unter 6,5 oder 
über 9,5 aufweist, 
– das aufschwimmende Öle und Fette ent-
hält, 
– das als Kühlwasser benutzt worden ist. 
12. nicht neutralisiertes Kondensat aus öl-

befeuerten Brennwert-Heizkesseln; 
das gilt nicht für Ölbrennwertkessel bis 
200 kW, die mit schwefelarmem Heizöl 
EL betrieben werden, 

13. nicht neutralisiertes Kondensat aus 
gasbefeuerten Brennwert-Heizkesseln 
mit einer Nennwertleistung über 200 
kW. 

 
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 
2 Nr. 10 Satz 2 zweiter Spiegelstrich wer-
den gegenüber den einzelnen Anschluss-
pflichtigen oder im Rahmen einer Sonder-
vereinbarung festgelegt. 
 
(4) Über Abs. 3 hinaus kann der ZV 
GOLLIPP in Einleitungsbedingungen auch 
die Einleitung von Abwasser besonderer 
Art und Menge ausschließen oder von be-
sonderen Voraussetzungen abhängig ma-
chen, soweit dies zum Schutz des Be-
triebspersonals, der Entwässerungsein-
richtung oder zur Erfüllung der für den Be-
trieb der Entwässerungseinrichtung gelten-
den Vorschriften, insbesondere der Bedin-
gungen und Auflagen des dem ZV 
GOLLIPP erteilten wasserrechtlichen Be-
scheids, erforderlich ist. 
 

(5) Der ZV GOLLIPP kann die Einleitungs-
bedingungen nach Abs. 3 und 4 neu festle-
gen, wenn die Einleitung von Abwasser in 
die Entwässerungseinrichtung nicht nur vo-
rübergehend nach Art oder Menge wesent-
lich geändert wird oder wenn sich die für 
den Betrieb der Entwässerungseinrichtung 
geltenden Gesetze oder Bescheide än-
dern. Der ZV GOLLIPP kann Fristen festle-
gen, innerhalb derer die zur Erfüllung der 
geänderten Anforderungen notwendigen 
Maßnahmen durchgeführt werden müs-
sen. 
 
(6) Der ZV GOLLIPP kann die Einleitung 
von Stoffen im Sinn der Abs. 1 und 2 zulas-
sen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen 
trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende 
oder schädigende Wirkung verlieren oder 
der Betrieb der Entwässerungseinrichtung 
nicht erschwert wird. In diesem Fall hat er 
dem ZV GOLLIPP eine Beschreibung mit 
Plänen in doppelter Fertigung vorzulegen. 
 
(7) Leitet der Grundstückseigentümer Kon-
densat aus ölbefeuerten Brennwert-Heiz-
kesseln oder aus gasbefeuerten Brenn-
wert-Heizkesseln mit einer Nennwertleis-
tung über 200 kW in die Entwässerungs-
einrichtung ein, ist er verpflichtet, das Kon-
densat zu neutralisieren und den ZV 
GOLLIPP über die Funktionsfähigkeit der 
Neutralisationsanlage jährlich eine Be-
scheinigung eines Betriebes nach § 2 Abs. 
1 Satz 2 Schornsteinfeger-Handwerksge-
setz oder eines geeigneten Fachbetriebs 
vorzulegen. 
 
(8) Besondere Vereinbarungen zwischen 
dem ZV GOLLIPP und einem Verpflichte-
ten, die das Einleiten von Stoffen im Sinn 
des Abs. 1 durch entsprechende Vorkeh-
rungen an der Entwässerungseinrichtung 
ermöglichen, bleiben vorbehalten. 
 
(9) Wenn Stoffe im Sinn des Abs. 1 in eine 
Grundstücksentwässerungsanlage oder in 
die Entwässerungseinrichtung gelangen, 
ist dies dem ZV GOLLIPP sofort anzuzei-
gen. 
 

§ 16 
Abscheider 

 
Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkei-
ten (z. B. Benzin, Öle oder Fette) mitabge-
schwemmt werden können, ist das Abwas-
ser über in die Grundstücksentwässe-
rungsanlage eingebaute Leichtflüssigkeits- 
bzw. Fettabscheider abzuleiten. Die Ab-
scheider sind nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik zu errichten, 
zu betreiben und regelmäßig zu warten. 
Der ZV GOLLIPP kann den Nachweis der 
ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, War-
tung, Entleerung und Generalinspektion 
verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos 
zu entsorgen. 
 

§ 17 
Untersuchung des Abwassers 

 
(1) Der ZV GOLLIPP kann über die Art und 
Menge des eingeleiteten oder einzuleiten-
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den Abwassers Aufschluss verlangen. Be-
vor erstmals Abwasser eingeleitet oder 
wenn Art oder Menge des eingeleiteten Ab-
wassers geändert werden, ist dem ZV 
GOLLIPP auf Verlangen nachzuweisen, 
dass das Abwasser keine Stoffe enthält, 
die unter das Verbot des § 15 fallen. 
 
(2) Der ZV GOLLIPP kann eingeleitetes 
Abwasser jederzeit, auch periodisch unter-
suchen lassen. Auf die Überwachung wird 
in der Regel verzichtet, soweit für die Ein-
leitung in die Sammelkanalisation eine 
wasserrechtliche Genehmigung der Kreis-
verwaltungsbehörde vorliegt, die dafür vor-
geschriebenen Untersuchungen aus der 
Eigen- oder Selbstüberwachung ordnungs-
gemäß durchgeführt und die Ergebnisse 
dem ZV GOLLIPP vorgelegt werden. Der 
ZV GOLLIPP kann verlangen, dass die 
nach § 12 Abs. 4 eingebauten Überwa-
chungseinrichtungen ordnungsgemäß be-
trieben und die Messergebnisse vorgelegt 
werden. 
 

§ 18 
Haftung 

 
(1) Der ZV GOLLIPP haftet unbeschadet 
Abs. 2 nicht für Schäden, die auf solchen 
Betriebsstörungen beruhen, die sich auch 
bei ordnungsgemäßer Planung, Ausfüh-
rung und Unterhaltung der Entwässerungs-
einrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 
gilt insbesondere auch für Schäden, die 
durch Rückstau hervorgerufen werden. 
 
(2) Der ZV GOLLIPP haftet für Schäden, 
die sich aus der Benutzung der Entwässe-
rungseinrichtung ergeben, nur dann, wenn 
einer Person, deren sich der ZV GOLLIPP 
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedient, 
Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer und der 
Benutzer haben für die ordnungsgemäße 
Benutzung der Entwässerungseinrichtung 
einschließlich des Grundstücksanschlus-
ses zu sorgen. 
 
(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung o-
der einer Sondervereinbarung zuwiderhan-
delt, haftet dem ZV GOLLIPP für alle ihm 
dadurch entstehenden Schäden und Nach-
teile. Dasselbe gilt für Schäden und Nach-
teile, die durch den mangelhaften Zustand 
der Grundstücksentwässerungsanlage o-
der des Grundstücksanschlusses verur-
sacht werden, soweit dieser nach § 8 vom 
Grundstückseigentümer herzustellen, zu 
verbessern, zu erneuern, zu ändern und zu 
unterhalten sowie stillzulegen und zu be-
seitigen ist. Mehrere Verpflichtete haften 
als Gesamtschuldner. 
 

§ 19 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das 
Anbringen und Verlegen von Leitungen 
einschließlich Zubehör zur Ableitung von 
Abwasser über sein im Einrichtungsgebiet 
liegendes Grundstück sowie sonstige 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese Maßnahmen 

für die örtliche Abwasserbeseitigung erfor-
derlich sind. Diese Pflicht betrifft nur 
Grundstücke, die an die Entwässerungs-
einrichtung angeschlossen oder anzu-
schließen sind, die vom Eigentümer im 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem 
angeschlossenen oder zum Anschluss vor-
gesehenen Grundstück genutzt werden o-
der für die die Möglichkeit der örtlichen Ab-
wasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vor-
teilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit 
die Inanspruchnahme der Grundstücke 
den Eigentümer in unzumutbarer Weise 
belasten würde. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer ist recht-
zeitig über Art und Umfang der beabsich-
tigten Inanspruchnahme seines Grund-
stücks zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die 
Verlegung der Anlagen verlangen, wenn 
sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht 
mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verle-
gung hat der ZV GOLLIPP zu tragen, so-
weit die Einrichtung nicht ausschließlich 
der Entsorgung des Grundstücks dient. 
 
(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht für öffentli-
che Verkehrswege und Verkehrsflächen 
sowie für Grundstücke, die durch Planfest-
stellung für den Bau von öffentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflächen be-
stimmt sind. 
 

§ 20 
Betretungsrecht 

 
(1) Der Grundstückseigentümer und der 
Benutzer des Grundstücks haben zu dul-
den, dass zur Überwachung ihrer sat-
zungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten 
die mit dem Vollzug dieser Satzung beauf-
tragten Personen des ZV GOLLIPP zu an-
gemessener Tageszeit Grundstücke, Ge-
bäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnun-
gen und Wohnräume im erforderlichen 
Umfang betreten; auf Verlangen haben 
sich diese Personen auszuweisen. Ihnen 
ist ungehindert Zugang zu allen Anlagen-
teilen zu gewähren und sind die notwendi-
gen Auskünfte zu erteilen. Der Grundstück-
seigentümer und der Benutzer des Grund-
stücks werden nach Möglichkeit vorher 
verständigt; das gilt nicht für Probenahmen 
und Abwassermessungen. 
 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften be-
stehende Betretungs- und Überwachungs-
rechte bleiben unberührt. 
 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Zweck-
verbandverordnung kann mit Geldbuße be-
legt werden, wer vorsätzlich 
1. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, 

Abs. 4 Sätze 1 und 3, § 12 Abs. 1 Satz 
2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder 
hierauf gestützten Anzeige-, Auskunfts-
, Nachweis- oder Vorlagepflichten ver-
letzt, 

2. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zu-
stimmung des ZV GOLLIPP mit der 
Herstellung oder Änderung der Grund-
stücksentwässerungsanlage beginnt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 
1 Satz 1 eine unrichtige Bestätigung 
ausstellt oder entgegen § 11 Abs. 4 
Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt, 

4. entgegen § 11 Abs. 3, Abs. 4 Sätze 1 
und 3 vor Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage durch einen fach-
lich geeigneten Unternehmer oder vor 
Vorlage von dessen Bestätigung oder 
vor Prüfung durch den ZV GOLLIPP die 
Leitungen verdeckt oder einer Untersa-
gung des ZV GOLLIPP nach § 11 Abs. 
4 Satz 2 zuwiderhandelt, 

5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grund-
stücksentwässerungsanlagen nicht in-
nerhalb der vorgegebenen Fristen 
überprüfen lässt, 

6. entgegen den Vorschriften der §§ 14 
und 15 Abwasser oder sonstige Stoffe 
in die Entwässerungseinrichtung einlei-
tet oder einbringt, 

7. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit 
dem Vollzug dieser Satzung beauftrag-
ten Personen des ZV GOLLIPP nicht 
ungehindert Zugang zu allen Anlagen-
teilen gewährt. 

 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften be-
stehende Ordnungswidrigkeitentatbe-
stände bleiben unberührt. 
 

§ 22 
Anordnungen für den Einzelfall; 

Zwangsmittel 

 
(1) Der ZV GOLLIPP kann zur Erfüllung der 
nach dieser Satzung bestehenden Ver-
pflichtungen Anordnungen für den Einzel-
fall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Sat-
zung vorgeschriebenen Handlungen, eines 
Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 23 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ih-
rer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Anlagen im Sinn des § 12 Abs. 1 Halb-
satz 1, die bei Inkrafttreten der Satzung be-
reits bestehen und bei denen nicht nachge-
wiesen wird, dass sie in den letzten 15 Jah-
ren vor Inkrafttreten der Satzung nach den 
zur Zeit der Prüfung geltenden Rechtsvor-
schriften geprüft wurden, sind spätestens 
fünf Jahre nach Inkrafttreten der Satzung 
zu prüfen. Für nach § 12 Abs. 2 zu überwa-
chende Kleinkläranlagen, die bei Inkrafttre-
ten dieser Satzung bereits bestehen, gilt 
Art. 60 Abs. 4 BayWG. 
(3) Gleichzeitig tritt die EWS vom 
02.09.1994 außer Kraft. 
 
Uffenheim, den 22.02.2022 
 

Heinrich Klein, 
Verbandsvorsitzender 
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Z W E C K V E R B A N D  I N D U S T R I E -
/ G E W E R B E P A R K  

G O L L H O F E N / I P P E S H E I M   
Z V  G O L L I P P  

Verordnung über die Reinhaltung und 
Reinigung der öffentlichen Straßen und 
die Sicherung der Gehbahnen im Win-
ter (Reinigungs- und Sicherungsver-

ordnung vom 22.02.2022) 
 

Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bay-
erischen Straßen- und Wegegesetzes (Ba-
yStrWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Oktober 1981 (BayRS 91-1-
I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2020 (GVBl. S. 683), 
erlässt der Zweckverband Industrie-/ Ge-
werbepark Gollhofen/Ippesheim (ZV-
GOLLIPP) folgende Verordnung.  
 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Inhalt der Verordnung 

 
Diese Verordnung regelt Inhalt und Um-
fang der Reinhaltungs-, Reinigungs- und 
Sicherungspflichten auf den öffentlichen 
Straßen im Gebiet des Zweckverbandes 
GOLLIPP. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
Öffentliche Straßen, Gehbahnen, ge-
schlossene Ortslage  
 
(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser 
Verordnung sind alle dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmeten Straßen, Wege und 
Plätze mit ihren Bestandteilen im Sinne des 
Art. 2 Nr. 1 BayStrWG oder des § 1 Abs. 4 
Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der jeweiligen Fassung. Hierzu 
gehören insbesondere die Fahrbahnen, die 
Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen, die Geh- und Radwege, die ge-
meinsamen Geh- und Radwege und die 
der Straße dienenden Gräben, Böschun-
gen, Stützmauern und Grünstreifen. Die 
Bundesautobahnen sind keine öffentlichen 
Straßen im Sinne dieser Verordnung.  
 
(2) Gehbahnen sind  

a) die für den Fußgängerverkehr be-
stimmten, befestigten und abge-
grenzten Teile der öffentlichen Stra-
ßen (insbesondere Gehwege sowie 
gemeinsame Geh- und Radwege) 
und die selbstständigen Gehwege so-
wie die selbstständigen gemeinsa-
men Geh- und Radwege 

oder 
b) in Ermangelung einer solchen Befes-

tigung oder Abgrenzung, die dem 
Fußgängerverkehr dienenden Teile 
am Rande der öffentlichen Straßen  

 
in einer Breite von 1 Meter, gemessen vom 
begehbaren Straßenrand aus.  
 
(3) Geschlossene Ortslage ist der Teil des 

Zweckverbandsgebiets, der in geschlosse-
ner oder offener Bauweise zusammenhän-
gend bebaut ist. Einzelne unbebaute 
Grundstücke, zur Bebauung ungeeignetes 
oder ihr entzogenes Gelände oder einsei-
tige Bebauung unterbrechen den Zusam-
menhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 
BayStrWG).  
 

Reinhaltung der öffentlichen Straßen 
§ 3 

Verbote 

 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Reinlichkeit ist es untersagt, öffentliche 
Straßen mehr als nach den Umständen un-
vermeidbar zu verunreinigen oder verun-
reinigen zu lassen.  
 
(2) Insbesondere ist es verboten,  

a) auf öffentlichen Straßen Putz- o-
der Waschwasser, Jauche oder sons-
tige verunreinigende Flüssigkeiten 
auszuschütten oder ausfließen zu 
lassen, Fahrzeuge, Maschinen oder 
sonstige Geräte zu säubern, Tierfut-
ter auszubringen; 

b) Gehwege durch Tiere verunreinigen 
zu lassen; 

c) Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Ge-
rümpel, Verpackungen, Behältnisse 
sowie Eis und Schnee  

1. auf öffentlichen Straßen abzuladen, ab-
zustellen oder zu lagern, 
2. neben öffentlichen Straßen abzuladen, 
abzustellen oder zu lagern, wenn dadurch 
die Straßen verunreinigt werden können, 
3. in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, 
Durchlässe oder offene Abzugsgräben der  
öffentlichen Straßen zu schütten oder ein-
zubringen. 
 
(3) Das Abfallrecht bleibt unberührt.  
 

Reinigung der öffentlichen Straßen 
§ 4 

Reinigungspflicht 

 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Reinlichkeit haben die Eigentümer und die 
zur Nutzung dinglich Berechtigten von 
Grundstücken, die innerhalb der geschlos-
senen Ortslage an die im Straßenreini-
gungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten 
öffentlichen Straßen angrenzen (Vorderlie-
ger) oder über diese öffentlichen Straßen 
mittelbar erschlossen werden (Hinterlie-
ger), die in § 6 bestimmten Reinigungsflä-
chen gemeinsam auf eigene Kosten zu rei-
nigen. Grundstücke werden über diejeni-
gen Straßen mittelbar erschlossen, zu de-
nen über dazwischenliegende Grundstü-
cke in rechtlich zulässiger Weise Zugang 
oder Zufahrt genommen werden darf.  
 
(2) Grenzt ein Grundstück an mehrere im 
Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) 
aufgeführte öffentliche Straßen an oder 
wird es über mehrere derartige Straßen 
mittelbar erschlossen oder grenzt es an 
eine derartige Straße an, während es über 
eine andere mittelbar erschlossen wird, so 
besteht die Verpflichtung für jede dieser 
Straßen.  

(3) Die Vorderlieger brauchen eine öffentli-
che Straße nicht zu reinigen, zu der sie aus 
tatsächlichen oder aus rechtlichen Grün-
den keinen Zugang und keine Zufahrt neh-
men können und die von ihrem Grundstück 
aus nur unerheblich verschmutzt werden 
kann.  
 
(4) Keine Reinigungspflicht trifft ferner die 
Vorder- oder Hinterlieger, deren Grundstü-
cke einem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind, soweit auf diesen Grundstücken 
keine Gebäude stehen.  
 
(5) Zur Nutzung dinglich Berechtigte im 
Sinne des Absatzes 1 sind die Erbbaube-
rechtigten, die Nießbraucher, die Dauer-
wohn- und Dauernutzungsberechtigten 
und die Inhaber eines Wohnungsrechtes 
nach § 1093 BGB. 
 

§ 5 
Reinigungsarbeiten 

 
Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben 
die Vorder- und Hinterlieger die im Stra-
ßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufge-
führten öffentlichen Straßen, und zwar in-
nerhalb der in § 6 genannten Reinigungs-
flächen, zu reinigen.  
Sie haben dabei die Gehwege, die gemein-
samen Geh- und Radwege, die Radwege 
und die innerhalb der Reinigungsflächen 
befindlichen Teile der Fahrbahn (ein-
schließlich der Parkstreifen) nach Bedarf 
 

a) zu kehren und den Kehricht, 
Schlamm und sonstigen Unrat zu ent-
fernen (soweit eine Entsorgung in üb-
lichen Hausmülltonnen für Biomüll, 
Papier oder Restmüll oder in Wert-
stoffcontainern möglich ist); entspre-
chendes gilt für die Entfernung von 
Unrat auf den Grünstreifen.  

   Im Herbst sind die Reinigungsarbei-
ten bei Laubfall, soweit durch das 
Laub – insbesondere bei feuchter 
Witterung – die Situation als ver-
kehrsgefährdend einzustufen ist, 
ebenfalls durchzuführen. 

b) von Gras und Unkraut sowie Moos 
und Anflug von sonstigen Pflanzen zu 
befreien, soweit es aus Ritzen und 
Rissen im Straßenkörper wächst. 

c) insbesondere nach einem Unwetter 
sowie bei Tauwetter, die Abflussrin-
nen und Kanaleinläufe freizumachen, 
soweit diese innerhalb der Reini-
gungsfläche (§ 6) liegen.  
 

§ 6 
Reinigungsfläche 

 
(1) Die Reinigungsfläche ist der Teil der öf-
fentlichen Straßen, der zwischen der ge-
meinsamen Grenze des Vorderlieger-
grundstücks mit dem Straßengrundstück, 
und  

a) bei Straßen der Gruppe A des Stra-
ßenreinigungsverzeichnisses (An-
lage) der Fläche außerhalb der Fahr-
bahn, 

b) bei Straßen der Gruppe B des Stra-
ßenreinigungsverzeichnisses (An-
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lage) einer parallel zum Fahrbahn-
rand in einem Abstand von 0,5 verlau-
fenden Linie innerhalb der Fahrbahn, 

c) bei Straßen der Gruppe C des Stra-
ßenreinigungsverzeichnisses (An-
lage) der Fahrbahnmitte bzw. der 
Straßenmitte liegt, wobei Anfang und 
Ende der Reinigungsfläche vor einem 
Grundstück jeweils durch die von den 
Grundstücksgrenzen aus senkrecht 
zur Straße gezogenen Linien be-
stimmt werden. 

 
(2) Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 
entsprechend für jede öffentliche Straße, 
an die das Grundstück angrenzt, ein-
schließlich der gegebenenfalls in einer 
Straßenkreuzung liegenden Flächen. 
 

§ 7 
Gemeinsame Reinigungspflicht der 

Vorder- und Hinterlieger 

 
(1) Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit 
den ihnen zugeordneten Hinterliegern die 
Reinigungspflicht für ihre Reinigungsflä-
chen. Sie bleiben auch dann gemeinsam 
verantwortlich, wenn sie sich zur Erfüllung 
ihrer Pflichten anderer Personen oder Un-
ternehmer bedienen; das Gleiche gilt auch 
für den Fall, dass zwischen Vorder- und 
Hinterliegern Vereinbarungen nach § 8 
(Aufteilung der Reinigungsarbeiten) abge-
schlossen sind.  
 
(2) Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zu-
geordnet, über dessen Grundstück er Zu-
gang oder Zufahrt zu derselben öffentli-
chen Straße nehmen darf, an die auch das 
Vorderliegergrundstück angrenzt. 
 

§ 8 
Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei 

Vorder- und Hinterliegern 

 
(1) Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern 
überlassen, die Aufteilung der auf sie tref-
fenden Arbeiten untereinander durch Ver-
einbarung zu regeln.  
 
(2) Kommt eine Vereinbarung nicht zu-
stande, so kann jeder Vorder- oder Hinter-
lieger eine Entscheidung des ZV GOLLIPP 
über die Reihenfolge und die Zeitdauer, in 
der sie ihre Arbeiten zu erbringen haben, 
beantragen. Unterscheiden sich die Grund-
stücke der einander zugeordneten Vorder- 
und Hinterlieger hinsichtlich der Flächen 
wesentlich, kann die Entscheidung bean-
tragt werden, dass die Arbeiten nicht in 
gleichen Zeitabständen zu erbringen sind, 
sondern dass die Zeitabschnitte in demsel-
ben Verhältnis zueinanderstehen, wie die 
Grundstücksflächen. 
 

Sicherung der Gehbahnen im Winter 
§ 9 

Sicherungspflicht 

 
(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, 
Gesundheit, Eigentum oder Besitz haben 
die Vorder- und Hinterlieger die in § 11 be-
stimmten Abschnitte der Gehbahnen (Si-
cherungsfläche) der öffentlichen Straßen, 
die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr 

Grundstück mittelbar erschließen, auf ei-
gene Kosten in sicherem Zustand zu erhal-
ten.  
 
(2) § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 
8 gelten sinngemäß. Die Sicherungspflicht 
besteht für alle öffentlichen Straßen (§ 2 
Abs. 1) innerhalb der geschlossenen Orts-
lage (§ 2 Abs. 3) auch wenn diese nicht im 
Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) 
aufgeführt sind.  
 

§ 10 
Sicherungsarbeiten 

 

(1) Die Vorder- und Hinterlieger haben die 
Sicherungsfläche an Werktagen ab 7 Uhr 
und an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen 
ab 8 Uhr von Schnee zu räumen und bei 
Schnee-, Reif- oder Eisglätte mit geeigne-
ten abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, 
Splitt), nicht jedoch mit Tausalz oder ätzen-
den Mitteln zu bestreuen oder das Eis zu 
beseitigen. Bei besonderer Glättegefahr (z. 
B. an Treppen oder starken Steigungen) ist 
das Streuen von Tausalz zulässig. Diese 
Sicherungsmaßnahmen sind bis 20 Uhr5 
so oft zu wiederholen, wie es zur Verhü-
tung von Gefahren für Leben, Gesundheit, 
Eigentum oder Besitz erforderlich ist.  
 
(2) Der geräumte Schnee oder die Eisreste 
(Räumgut) sind neben der Gehbahn so zu 
lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet o-
der erschwert wird. Abflussrinnen, Hydran-
ten, Kanaleinlaufschächte und Fußgänger-
überwege sind bei der Räumung freizuhal-
ten.  
 

§ 11 
Sicherungsfläche 

 
(1) Sicherungsfläche ist die vor dem Vor-
derliegergrundstück innerhalb der in § 6 
genannten Reinigungsfläche liegende 
Gehbahn nach § 2 Abs. 2. 
 
(2) § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß.  
 

Schlussbestimmungen 
§ 12 

Befreiung und abweichende Regelun-
gen 

 
(1) Befreiungen vom Verbot der Stra-
ßenverunreinigung nach § 3 gewährt der 
ZV GOLLIPP, wenn der Antragsteller die 
unverzügliche Reinigung besorgt.  
 
(2) In Fällen, in denen die Vorschriften die-
ser Verordnung zu einer erheblichen unbil-
ligen Härte führen würden, die dem Be-
troffenen auch unter Berücksichtigung der 
öffentlichen Belange und der Interessen 
der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht 
zugemutet werden kann, spricht der ZV 
GOLLIPP auf Antrag durch Bescheid eine 
Befreiung aus oder trifft unbeschadet des § 
8 Abs. 2 sonst eine angemessene Rege-
lung. Eine solche Regelung hat der ZV 
GOLLIPP auch zu treffen in Fällen, in de-
nen nach dieser Verordnung auf Vorder- 
und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. 
Die Entscheidung kann befristet, unter Be-

dingungen, Auflagen oder Widerrufsvorbe-
halt erteilt werden.  
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit 
einer Geldbuße bis zu eintausend Euro be-
legt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 3 eine öffentliche Straße 
verunreinigt oder verunreinigen lässt, 

2. die ihm nach den §§ 4 und 5 oblie-
gende Reinigungspflicht nicht erfüllt, 

3. entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbah-
nen nicht oder nicht rechtzeitig sichert. 

 
§ 14 

Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über 
die Reinhaltung, Reinigung und Sicherung 
der          öffentlichen Straßen vom 
22.03.2002 außer Kraft.  
 

Anlage zur Straßenreinigungsver- 
ordnung 

(zu § 4 Abs. 1, § 5 und § 6) 

 
Straßenreinigungsverzeichnis 
 
Gruppe A 
(Reinigungsfläche: Gehwege, gemein-
same Geh- und Radwege, Radwege sowie 
Grünstreifen und von der Fahrbahn ge-
trennte Parkstreifen): Industriestraße, 
Südstraße, Nordstraße.  
 
Gruppe B  
(Reinigungsfläche: Flächen der Gruppe A 
und zusätzlich die Fahrbahn- 
ränder in der in § 6 Abs. 1 Buchstabe b fest-
gelegten Breite): Südstraße, Nordstraße.  
 
Gruppe C  
(Reinigungsfläche: bis zur Fahrbahnmitte 
bzw. Straßenmitte) 
 
Uffenheim, den 22.02.2022 
 

Heinrich Klein, 
Verbandsvorsitzender 

 
 

LkrABl. Nr. 05/2022 
____________________ 

 
Z W E C K V E R B A N D  I N D U S T R I E -

/ G E W E R B E P A R K  

G O L L H O F E N / I P P E S H E I M   
Z V  G O L L I P P  

Satzung für die öffentliche Wasserver-
sorgungseinrichtung des Zweckver-
bandes Gewerb-/Industriepark Goll-

hofen/Ippesheim – ZV GOLLIP (Wasser-
abgabesatzung – WAS- vom 

22.02.2022) 

 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2, Abs. 2 bis 4 der Gemeinde-
ordnung (GO) erlässt der ZV GOLLIPP 
folgende Satzung: 
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§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) Der ZV GOLLIPP betreibt eine öffentli-
che Einrichtung zur Wasserversorgung für 
das Zweckverbandsgebiet.  
 
(2) Art und Umfang dieser Wasserversor-
gungseinrichtung bestimmt der ZV 
GOLLIPP. 
 
(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung ge-
hören auch die im öffentlichen Straßen-
grund liegenden Teile der Grundstücksan-
schlüsse, soweit nichts Abweichendes 
vereinbart ist. 

 
§ 2 

Grundstücksbegriff – Grundstücksei-
gentümer 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung 
ist jedes räumlich zusammenhängende 
und einem gemeinsamen Zweck dienende 
Grundeigentum desselben Eigentümers, 
das eine selbstständige wirtschaftliche 
Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grund-
stücken im Sinn des Grundbuchrechts 
handelt. 2Rechtlich verbindliche planeri-
sche Festlegungen sind zu berücksichti-
gen. 
 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die 
Grundstückseigentümer gelten auch für 
Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nut-
zung eines Grundstücks dinglich Berech-
tigte. 2Von mehreren dinglich Berechtig-
ten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie 
haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nach-
stehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
Versorgungsleitungen sind die Wasserlei-
tungen im Wasserversorgungsgebiet, von 
denen die Grundstücksanschlüsse abzwei-
gen. 
Grundstücksanschlüsse (= Hausan-
schlüsse) sind die Wasserleitungen von 
der Abzweigstelle der Versorgungsleitung 
bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit 
der Anschlussvorrichtung und enden mit 
der Hauptabsperrvorrichtung 
Gemeinsame Grundstücksanschlüsse 
(verzweigte Hausanschlüsse) sind Haus-
anschlüsse, die über Privatgrundstücke (z. 
B. Privatwege) verlaufen und mehr als ein 
Grundstück mit der Versorgungsleitung 
verbinden. 
Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung 
zur Wasserentnahme aus der Versor-
gungsleitung, umfassend Anbohrschelle 
mit integrierter oder zusätzlicher Absperra-
rmatur oder Abzweig mit Absperrarmatur 
samt den dazugehörigen technischen Ein-
richtungen. 
Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Ar-
matur auf dem Grundstück, mit der die ge-
samte nachfolgende Wasserverbrauchs-
anlage einschließlich Wasserzähler abge-
sperrt werden kann. 

Übergabestelle ist das Ende des Grund-
stücksanschlusses hinter der Hauptab-
sperrvorrichtung im Grundstück/Gebäude. 
Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfas-
sung des durchgeflossenen Wasservolu-
mens. Absperrventile und Wasserzähler-
bügel sind nicht Bestandteile der Wasser-
zähler. 
Anlagen des Grundstückseigentümers (= 
Verbrauchsleitungen) sind die Gesamtheit 
der Anlagenteile in Grundstücken oder in 
Gebäuden hinter der Übergabestelle; als 
solche gelten auch Eigengewinnungsanla-
gen, wenn sie sich ganz oder teilweise im 
gleichen Gebäude befinden. 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann 
verlangen, dass sein bebautes, bebauba-
res, gewerblich genutztes oder gewerblich 
nutzbares Grundstück nach Maßgabe die-
ser Satzung an die Wasserversorgungs-
einrichtung angeschlossen und mit Wasser 
beliefert wird. 
 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht 
erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, 
die durch eine Versorgungsleitung er-
schlossen werden. Der Grundstückseigen-
tümer kann unbeschadet weitergehender 
bundes- oder landesgesetzlicher Vorschrif-
ten nicht verlangen, dass eine neue Ver-
sorgungsleitung hergestellt oder eine be-
stehende Versorgungsleitung geändert 
wird. Welche Grundstücke durch die Ver-
sorgungsleitung erschlossen werden, be-
stimmt des ZV GOLLIPP. Rohwasser- und 
Fernwasserleitungen stellen keine zum An-
schluss berechtigenden Versorgungslei-
tungen dar. 
 
(3) Der ZV GOLLIPP kann den Anschluss 
eines Grundstücks an eine bestehende 
Versorgungsleitung versagen, wenn die 
Wasserversorgung wegen der Lage des 
Grundstücks oder aus sonstigen techni-
schen oder betrieblichen Gründen des 
Zweckverbandes erhebliche Schwierigkei-
ten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstücksei-
gentümer übernimmt die Mehrkosten, die 
mit dem Bau und Betrieb zusammenhän-
gen, und leistet auf Verlangen Sicherheit. 
 
(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für 
Kühlwasserzwecke und den Betrieb von 
Wärmepumpen. Der ZV GOLLIPP kann 
ferner das Anschluss- und Benutzungs-
recht in begründeten Einzelfällen aus-
schließen oder einschränken, soweit nicht 
die Bereitstellung von Wasser in Trinkwas-
serqualität erforderlich ist. Das gilt auch für 
die Vorhaltung von Löschwasser. 
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) 
sind verpflichtet, die Grundstücke, auf de-
nen Wasser verbraucht wird, an die öffent-
liche Wasserversorgungseinrichtung anzu-
schließen (Anschlusszwang). 2Ein An-

schlusszwang besteht nicht, wenn der An-
schluss rechtlich oder tatsächlich unmög-
lich ist. 
 
(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 
Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen sind, ist der gesamte Bedarf an 
Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts 
(§ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung 
zu decken (Benutzungszwang). Gesam-
meltes Niederschlagswasser darf ord-
nungsgemäß für Zwecke der Gartenbe-
wässerung, zur Toilettenspülung und zum 
Wäschewaschen verwendet werden, so-
weit nicht andere Rechtsvorschriften ent-
gegenstehen. § 7 Abs. 4 ist entsprechend 
anzuwenden. Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der 
Grundstücke. 5Sie haben auf Verlangen 
des ZV GOLLIPP die dafür erforderliche 
Überwachung zu dulden. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benut-
zungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss 
oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz 
oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss 
oder die Benutzung aus besonderen Grün-
den auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar 
ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter An-
gabe der Gründe schriftlich beim ZV 
GOLLIPP einzureichen. 
 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Be-
dingungen, Auflagen und Widerrufsvorbe-
halt erteilt werden. 
 

§ 7 
Beschränkung der Benutzungspflicht 

 
(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur 
Benutzung auf einen bestimmten Ver-
brauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, 
soweit das für die öffentliche Wasserver-
sorgung wirtschaftlich zumutbar ist und 
nicht andere Rechtsvorschriften oder 
Gründe der Volksgesundheit entgegenste-
hen. Gründe der Volksgesundheit stehen 
einer Beschränkung der Benutzungspflicht 
insbesondere entgegen, wenn für den je-
weiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf 
i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit 
der Beschaffenheit von Trinkwasser erfor-
derlich ist und die Versorgung mit solchem 
Wasser nur durch die Benutzung der öf-
fentlichen Wasserversorgung gewährleis-
tet wird. 
 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet ent-
sprechende Anwendung. 
 
(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung 
von Industrieunternehmen und Weiterver-
teilern sowie für die Vorhaltung von Lösch-
wasser. 
 
(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme 
einer Eigengewinnungsanlage hat der 
Grundstückseigentümer dem ZV GOLLIPP 
Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn 
eine solche Anlage nach dem Anschluss 
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an die öffentliche Wasserversorgung wei-
terbetrieben werden soll. Er hat durch ge-
eignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 
von seiner Eigengewinnungsanlage keine 
Rückwirkungen in das öffentliche Wasser-
versorgungsnetz möglich sind. Bei einer 
Nachspeisung von Trinkwasser aus der öf-
fentlichen Wasserversorgungseinrichtung 
in eine Eigengewinnungsanlage ist ein 
freier Auslauf (Luftbrücke) oder ein Rohr-
unterbrecher A 1 der Nachspeiseeinrich-
tung in das Regenauffangbecken bzw. an 
sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) erfor-
derlich. 
 

§ 8 
Sondervereinbarungen 

 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht 
zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, 
so kann der ZV GOLLIPP durch Vereinba-
rung ein besonderes Benutzungsverhältnis 
begründen. 
 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten 
die Bestimmungen dieser Satzung und der 
Beitrags- und Gebührensatzung entspre-
chend. Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 
 

§ 9 
Grundstücksanschluss 

 
(1) Der Grundstücksanschluss wird vom 
ZV GOLLIPP hergestellt, angeschafft, ver-
bessert, unterhalten, erneuert, geändert, 
abgetrennt und beseitigt. Er muss zugäng-
lich und vor Beschädigungen geschützt 
sein. 
 
(2) Der ZV GOLLIPP bestimmt Zahl, Art, 
Nennweite und Führung der Grundstücks-
anschlüsse sowie deren Änderung. Sie be-
stimmt auch, wo und an welche Versor-
gungsleitung anzuschließen ist. Der 
Grundstückseigentümer ist vorher zu hö-
ren; seine berechtigten Interessen sind 
nach Möglichkeit zu wahren. Soll der 
Grundstücksanschluss auf Wunsch des 
Grundstückseigentümers nachträglich ge-
ändert werden, so kann der ZV GOLLIPP 
verlangen, dass die näheren Einzelheiten 
einschließlich der Kostentragung vorher in 
einer gesonderten Vereinbarung geregelt 
werden. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer hat die 
baulichen Voraussetzungen für die sichere 
Errichtung des Grundstücksanschlusses 
zu schaffen. Der ZV GOLLIPP kann hierzu 
schriftlich eine angemessene Frist setzen. 
Der Grundstückseigentümer darf keine 
Einwirkungen auf den Grundstücksan-
schluss vornehmen oder vornehmen las-
sen. 
 
(4) Der Grundstückseigentümer und die 
Benutzer haben jede Beschädigung des 
Grundstücksanschlusses, insbesondere 
das Undicht werden von Leitungen sowie 
sonstige Störungen unverzüglich dem ZV 
GOLLIPP mitzuteilen. 
 
 

§ 10 
Anlage des Grundstückseigentümers 

 

(1) Der Grundstückseigentümer ist ver-
pflichtet, für die ordnungsgemäße Errich-
tung, Erweiterung, Änderung und Unterhal-
tung der Anlage von der Übergabestelle 
ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu 
sorgen. Hat er die Anlage oder Teile davon 
einem anderen vermietet oder sonst zur 
Benutzung überlassen, so ist er neben dem 
anderen verpflichtet. 
 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung 
der Vorschriften dieser Satzung und ande-
rer gesetzlicher oder behördlicher Bestim-
mungen sowie nach den anerkannten Re-
geln der Technik errichtet, erweitert, geän-
dert und unterhalten werden. Anlage und 
Verbrauchseinrichtungen müssen so be-
schaffen sein, dass Störungen anderer Ab-
nehmer oder der öffentlichen Versorgungs-
einrichtungen sowie Rückwirkungen auf 
die Güte des Trinkwassers ausgeschlos-
sen sind. Der Anschluss wasserverbrau-
chender Einrichtungen jeglicher Art ge-
schieht auf Gefahr des Grundstückseigen-
tümers. 
 
(3) Anlagenteile, die sich vor dem Wasser-
zähler befinden, können plombiert werden. 
Ebenso können Anlagenteile, die zur An-
lage des Grundstückseigentümers gehö-
ren, unter Plombenverschluss genommen 
werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Aus-
stattung der Anlage ist nach den Angaben 
des ZV GOLLIPP zu veranlassen. 
 

§ 11 
Zulassung und Inbetriebsetzung der 
Anlage des Grundstückseigentümers 

 
(1) Bevor die Anlage des Grundstücksei-
gentümers hergestellt oder wesentlich ge-
ändert wird, sind dem ZV GOLLIPP fol-
gende Unterlagen in doppelter Fertigung 
einzureichen: 

a) eine Beschreibung der geplanten An-
lage des Grundstückseigentümers und 
ein Lageplan, 

b) der Name des Unternehmers, der die 
Anlage errichten soll, 

c) Angaben über eine etwaige Eigenver-
sorgung, 

d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflich-
tung zur Übernahme der Mehrkosten. 

 
Die einzureichenden Unterlagen haben 
den beim ZV GOLLIPP aufliegenden Mus-
tern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind 
von den Bauherren und den Planfertigern 
zu unterschreiben. 
 
(2) Der ZV GOLLIPP prüft, ob die beab-
sichtigten Anlagen den Bestimmungen die-
ser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, 
so erteilt der ZV GOLLIPP schriftlich ihre 
Zustimmung und gibt eine Fertigung der 
eingereichten Unterlagen mit Zustim-
mungsvermerk zurück. 3Stimmt der ZV 
GOLLIPP nicht zu, setzt sie dem Bauherrn 
unter Angabe der Mängel eine angemes-
sene Frist zur Berichtigung. Die geänder-

ten Unterlagen sind sodann erneut einzu-
reichen. Die Zustimmung und die Überprü-
fung befreien den Grundstückseigentümer, 
den Bauherrn, den ausführenden Unter-
nehmer und den Planfertiger nicht von der 
Verantwortung für die vorschriftsmäßige 
und fehlerfreie Planung und Ausführung 
der Anlagen. 
 
(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst 
nach schriftlicher Zustimmung des ZV 
GOLLIPP begonnen werden. Eine Geneh-
migungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und wasserrecht-
lichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stimmung unberührt. 
 
(4) Die Errichtung der Anlage und wesent-
liche Veränderungen dürfen nur durch den 
ZV GOLLIPP oder durch ein Installations-
unternehmen erfolgen, das in ein Installa-
teurverzeichnis des Zweckverbandes 
GOLLIPP oder eines anderen Wasserver-
sorgungsunternehmens eingetragen ist. 
Der ZV GOLLIPP ist berechtigt, die Ausfüh-
rung der Arbeiten zu überwachen. Leitun-
gen, die an Eigengewinnungsanlagen an-
geschlossen sind, dürfen nur mit vorheriger 
Zustimmung des ZV GOLLIPP verdeckt 
werden; andernfalls sind sie auf Anord-
nung des ZV GOLLIPP freizulegen. 
 
(5) Der Grundstückseigentümer hat jede 
Inbetriebsetzung der Anlagen beim ZV 
GOLLIPP über das Installationsunterneh-
men zu beantragen. Der Anschluss der An-
lage an das Verteilungsnetz und die Inbe-
triebsetzung erfolgen durch den ZV 
GOLLIPP oder ihre Beauftragten. 
 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 
bis 4 kann der ZV GOLLIPP Ausnahmen 
zulassen. 
 

§ 12 
Überprüfung der Anlage des Grund-

stückseigentümers 

 
(1) Der ZV GOLLIPP ist berechtigt, die An-
lage des Grundstückseigentümers vor und 
nach ihrer Inbetriebnahme zu überprüfen. 
Sie hat auf erkannte Sicherheitsmängel 
aufmerksam zu machen und kann deren 
Beseitigung verlangen. 
 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die 
Sicherheit gefährden oder erhebliche Stö-
rungen erwarten lassen, so ist der ZV 
GOLLIPP berechtigt, den Anschluss oder 
die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr 
für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflich-
tet. 
 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung 
der Überprüfung der Anlage sowie durch 
deren Anschluss an das Verteilungsnetz 
übernimmt der ZV GOLLIPP keine Haftung 
für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 
nicht, wenn sie bei einer Überprüfung Män-
gel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib 
oder Leben darstellen. 
 
 
 
 



 XIII 

§ 13 
Abnehmerpflichten, Haftung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer und die 
Benutzer haben den Beauftragten des ZV 
GOLLIPP, die sich auf Verlangen auszu-
weisen haben, zu angemessener Tages-
zeit den Zutritt zu allen der Wasserversor-
gung dienenden Einrichtungen zu gestat-
ten, soweit dies zur Nachschau der Was-
serleitungen, zum Ablesen der Wasserzäh-
ler und zur Prüfung, ob die Vorschriften die-
ser Satzung und die vom ZV GOLLIPP auf-
erlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt 
werden, erforderlich ist. Zur Überwachung 
der satzungsmäßigen und gesetzlichen 
Pflichten sind die mit dem Vollzug dieser 
Satzung beauftragten Personen des ZV 
GOLLIPP berechtigt, zu angemessener 
Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anla-
gen, Einrichtungen, Wohnungen und 
Wohnräume im erforderlichen Umfang zu 
betreten. Der Grundstückseigentümer, ggf. 
auch die Benutzer des Grundstücks, wer-
den davon nach Möglichkeit vorher ver-
ständigt. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer und die 
Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prü-
fung des Zustandes der Anlagen erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die 
Verwendung zusätzlicher Verbrauchsein-
richtungen vor Inbetriebnahme dem ZV 
GOLLIPP mitzuteilen, soweit sich dadurch 
die vorzuhaltende Leistung wesentlich er-
höht. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer und die 
Benutzer haften dem ZV GOLLIPP für von 
ihnen verschuldete Schäden, die auf eine 
Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Sat-
zung zurückzuführen sind. 
 

§ 14 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das 
Anbringen und Verlegen von Leitungen 
einschließlich Zubehör zur Zu- und Fortlei-
tung von Wasser über sein im Versor-
gungsgebiet liegendes Grundstück sowie 
sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
zuzulassen, wenn und soweit diese Maß-
nahmen für die örtliche Wasserversorgung 
erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur 
Grundstücke, die an die Wasserversor-
gung angeschlossen oder anzuschließen 
sind, die vom Eigentümer im wirtschaftli-
chen Zusammenhang mit einem ange-
schlossenen oder zum Anschluss vorgese-
henen Grundstück genutzt werden oder für 
die die Möglichkeit der Wasserversorgung 
sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den Eigentümer in 
unzumutbarer Weise belasten würde. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer ist recht-
zeitig über Art und Umfang der beabsich-
tigten Inanspruchnahme seines Grund-
stücks zu benachrichtigen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die 
Verlegung der Einrichtungen verlangen, 
wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn 

nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der 
Verlegung hat der ZV GOLLIPP zu tragen, 
soweit die Einrichtungen nicht ausschließ-
lich der Versorgung des Grundstücks die-
nen. 
 
(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 
2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstücksei-
gentümer verpflichtet, nach Wahl des ZV 
GOLLIPP die Entfernung der Einrichtun-
gen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre 
unentgeltlich zu belassen, sofern dies nicht 
unzumutbar ist. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öf-
fentliche Verkehrswege und Verkehrsflä-
chen sowie für Grundstücke, die durch 
Planfeststellung für den Bau von öffentli-
chen Verkehrswegen und Verkehrsflächen 
bestimmt sind. 
 

§ 15 
Art und Umfang der Versorgung 

 
(1) Der ZV GOLLIPP stellt das Wasser zu 
dem in der Beitrags- und Gebührensatzung 
aufgeführten Entgelt zur Verfügung. Sie lie-
fert das Wasser als Trinkwasser unter dem 
Druck und in der Beschaffenheit, die in 
dem betreffenden Abschnitt des Versor-
gungsgebietes üblich sind, entsprechend 
den jeweils geltenden Rechtsvorschriften 
und den anerkannten Regeln der Technik. 
 
(2) Der ZV GOLLIPP ist berechtigt, die Be-
schaffenheit und den Druck des Wassers 
im Rahmen der gesetzlichen und behördli-
chen Bestimmungen sowie der anerkann-
ten Regeln der Technik zu ändern, sofern 
dies aus wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen zwingend erforderlich ist. Der ZV 
GOLLIPP wird eine dauernde wesentliche 
Änderung den Wasserabnehmern nach 
Möglichkeit mindestens zwei Monate vor 
der Umstellung schriftlich bekannt geben 
und die Belange der Anschlussnehmer 
möglichst berücksichtigen. Die Grund-
stückseigentümer sind verpflichtet, ihre An-
lagen auf eigene Kosten den geänderten 
Verhältnissen anzupassen. 
 
(3) Der ZV GOLLIPP stellt das Wasser im 
Allgemeinen ohne Beschränkung zu jeder 
Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausan-
schlusses zur Verfügung. Dies gilt nicht, 
soweit und solange die Gemeinde durch 
höhere Gewalt, durch Betriebsstörungen, 
Wassermangel oder sonstige technische 
oder wirtschaftliche Umstände, deren Be-
seitigung ihr nicht zumutbar ist, an der 
Wasserversorgung gehindert ist. Der ZV 
GOLLIPP kann die Belieferung ablehnen, 
mengenmäßig und zeitlich beschränken o-
der unter Auflagen und Bedingungen ge-
währen, soweit das zur Wahrung des An-
schluss- und Benutzungsrechtes der ande-
ren Berechtigten erforderlich ist. Der ZV 
GOLLIPP darf ferner die Lieferung unter-
brechen, um betriebsnotwendige Arbeiten 
vorzunehmen. Soweit möglich, gibt dem 
ZV GOLLIPP Absperrungen der Wasserlei-
tung vorher öffentlich bekannt und unter-
richtet die Abnehmer über Umfang und vo-
raussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung 
des Eigenbedarfs für die angeschlossenen 
Grundstücke geliefert. Die Überleitung von 
Wasser in ein anderes Grundstück bedarf 
der schriftlichen Zustimmung des ZV 
GOLLIPP; die Zustimmung wird erteilt, 
wenn nicht überwiegende versorgungswirt-
schaftliche Gründe entgegenstehen. 
 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbre-
chungen der Wasserlieferung und für Än-
derungen des Druckes oder der Beschaf-
fenheit des Wassers, die durch höhere Ge-
walt, Wassermangel oder sonstige techni-
sche oder wirtschaftliche Umstände, die 
der ZV GOLLIPP nicht abwenden kann, o-
der auf Grund behördlicher Verfügungen 
veranlasst sind, steht dem Grundstücksei-
gentümer kein Anspruch auf Minderung 
verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 
 

§ 16 
Anschlüsse und Benutzung der Was-

serleitung für Feuerlöschzwecke 

 
(1) Sollen auf einem Grundstück private 
Feuerlöschanschlüsse eingerichtet wer-
den, so sind über die näheren Einzelheiten 
einschließlich der Kostentragung beson-
dere Vereinbarungen zwischen dem 
Grundstückseigentümer und dem ZV 
GOLLIPP zu treffen. 
 
(2) Private Feuerlöscheinrichtungen wer-
den mit Wasserzählern ausgerüstet. Sie 
müssen auch für die Feuerwehr benutzbar 
sein. 
 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Ge-
meingefahr droht, sind die Anordnungen 
des ZV GOLLIPP, der Polizei und der Feu-
erwehr zu befolgen; insbesondere haben 
die Wasserabnehmer ihre Leitungen und 
ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum Feu-
erlöschen zur Verfügung zu stellen. Ohne 
zwingenden Grund dürfen sie in diesen 
Fällen kein Wasser entnehmen. 
 
(4) Bei Feuergefahr hat der ZV GOLLIPP 
das Recht, Versorgungsleitungen und 
Grundstücksanschlüsse vorübergehend 
abzusperren. Dem von der Absperrung be-
troffenen Wasserabnehmer steht hierfür 
kein Entschädigungsanspruch zu. 
 

§ 17 
Wasserabgabe für vorübergehende 
Zwecke, Wasserabgabe aus öffentli-

chen Entnahmestellen 

 
(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug 
von Bauwasser oder zu sonstigen vorüber-
gehenden Zwecken ist rechtzeitig beim ZV 
GOLLIPP zu beantragen. Muss das Was-
ser von einem anderen Grundstück bezo-
gen werden, so ist die schriftliche Zustim-
mung des Grundstückseigentümers beizu-
bringen. Über die Art der Wasserabgabe 
entscheidet der ZV GOLLIPP; sie legt die 
weiteren Bedingungen für den Wasserbe-
zug fest. 
 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydran-
ten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu 
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anderen vorübergehenden Zwecken ent-
nommen werden soll, so stellt der ZV 
GOLLIPP auf Antrag einen Wasserzähler, 
ggf. Absperrvorrichtung und Standrohr zur 
Verfügung und setzt die Bedingungen für 
die Benutzung fest. 
 

§ 18 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

 
(1) Für Schäden, die ein Grundstücksei-
gentümer durch Unterbrechung der Was-
serversorgung oder durch Unregelmäßig-
keiten in der Belieferung erleidet, haftet der 
ZV GOLLIPP aus dem Benutzungsverhält-
nis oder aus unerlaubter Handlung im Falle 

1. der Tötung oder Verletzung des Kör-
pers oder der Gesundheit des Grund-
stückseigentümers, es sei denn, dass 
der Schaden von der Gemeinde oder 
einem Erfüllungs- oder Verrichtungsge-
hilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig 
verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei 
denn, dass der Schaden weder durch 
Vorsatz noch durch grobe Fahrlässig-
keit der Gemeinde oder eines Erfül-
lungs- oder Verrichtungsgehilfen verur-
sacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei 
denn, dass dieser weder durch Vorsatz 
noch durch grobe Fahrlässigkeit eines 
vertretungsberechtigten Organs des 
ZV GOLLIPP verursacht worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches ist nur bei vorsätzlichem Han-
deln von Verrichtungsgehilfen anzuwen-
den. 
 
(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an 
die der Grundstückseigentümer das gelie-
ferte Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 4 
weiterleitet, haftet der ZV GOLLIPP für 
Schäden, die diesen durch Unterbrechung 
der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung entste-
hen, wie einem Grundstückseigentümer. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf An-
sprüche von Grundstückseigentümern an-
zuwenden, die diese gegen ein drittes 
Wasserversorgungsunternehmen aus un-
erlaubter Handlung geltend machen. Der 
ZV GOLLIPP ist verpflichtet, den Grund-
stückseigentümern auf Verlangen über die 
mit der Schadensverursachung durch ein 
drittes Unternehmen zusammenhängen-
den Tatsachen insoweit Auskunft zu ge-
ben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in 
zumutbarer Weise aufgeklärt werden kön-
nen und ihre Kenntnis zur Geltendma-
chung des Schadensersatzes erforderlich 
ist. 
 
(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden 
unter fünfzehn Euro. 
 
(5) Schäden sind dem ZV GOLLIPP unver-
züglich mitzuteilen. 
 
 
 
 
 
 

§ 19 
Wasserzähler 

 
(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des ZV 
GOLLIPP. Die Lieferung, Aufstellung, tech-
nische Überwachung, Unterhaltung, Aus-
wechslung und Entfernung der Wasser-
zähler sind Aufgabe des ZV GOLLIPP; sie 
bestimmt auch Art, Zahl und Größe der 
Wasserzähler sowie ihren Aufstellungsort. 
Bei der Aufstellung hat der ZV GOLLIPP so 
zu verfahren, dass eine einwandfreie Mes-
sung gewährleistet ist; sie hat den Grund-
stückseigentümer zuvor anzuhören und 
seine berechtigten Interessen zu wahren 
 
(2) Der ZV GOLLIPP ist verpflichtet, auf 
Verlangen des Grundstückseigentümers 
die Wasserzähler zu verlegen, wenn dies 
ohne Beeinträchtigungen einer einwand-
freien Messung möglich ist. Der ZV 
GOLLIPP kann die Verlegung davon ab-
hängig machen, dass der Grundstücksei-
gentümer sich verpflichtet, die Kosten zu 
übernehmen. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für 
das Abhandenkommen und die Beschädi-
gung der Wasserzähler, soweit ihn hieran 
ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen dieser 
Einrichtungen dem ZV GOLLIPP unver-
züglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie 
vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser 
sowie vor Frost zu schützen. 
 
(4) Die Wasserzähler werden von einem 
Beauftragten des ZV GOLLIPP möglichst 
in gleichen Zeitabständen oder auf Verlan-
gen dem ZV GOLLIPP vom Grundstücks-
eigentümer selbst abgelesen. Dieser hat 
dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler 
leicht zugänglich sind. 
 

§ 19a 
Besondere Regelungen bezüglich des 
Einsatzes und Betriebs elektronischer 

Wasserzähler 

 
(1) Der ZV GOLLIPP setzt nach Maßgabe 
des Art. 24 Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO elektro-
nische Wasserzähler mit oder ohne Funk-
modul ein und betreibt diese.  
 
(2) Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2 
GO gespeicherte oder ausgelesene perso-
nenbezogene Daten sind zu löschen, so-
weit sie für die dort genannten Zwecke 
nicht mehr benötigt werden. Die im Was-
serzähler vor Ort gespeicherten personen-
bezogenen Daten sind spätestens nach 
zwei Jahren zu löschen, die ausgelesenen 
personenbezogenen Daten spätestens 
nach fünf Jahren.  
 
(3) Elektronische Wasserzähler, die ohne 
Verwendung der Funkfunktion betrieben 
werden, werden von einem Beauftragten 
des ZV GOLLIPP möglichst in gleichen 
Zeitabständen oder auf Verlangen des ZV 
GOLLIPP vom Grundstückseigentümer o-
der Gebührenschuldner selbst ausgelesen. 
Ihre Auslesung vor Ort erfolgt nur mit Zu-
stimmung des Grundstückseigentümers. 
Der Grundstückseigentümer hat dafür zu 

sorgen, dass die Wasserzähler leicht zu-
gänglich sind. 
 

§ 20 
Messeinrichtungen an der Grund-

stücksgrenze 

 
(1) Der ZV GOLLIPP kann verlangen, dass 
der Grundstückseigentümer auf eigene 
Kosten an der Grundstücksgrenze nach 
seiner Wahl einen geeigneten Wasserzäh-
lerschacht oder Wasserzählerschrank an-
bringt, wenn 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit 

Grundstücksanschlüssen erfolgt, die 
unverhältnismäßig lang sind oder nur 
unter besonderen Erschwernissen 
verlegt werden können, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unter-
bringung des Wasserzählers vorhan-
den ist. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist ver-
pflichtet, die Einrichtungen in ordnungsge-
mäßem Zustand und jederzeit zugänglich 
zu halten. 
 

§ 21 
Nachprüfung der Wasserzähler 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann je-
derzeit die Nachprüfung der Wasserzähler 
durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 
anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 
des Mess- und Eichgesetzes verlangen. 
Stellt der Grundstückseigentümer den An-
trag auf Prüfung nicht beim ZV GOLLIPP, 
so hat er diese vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen. 
 
(2) Der ZV GOLLIPP braucht dem Verlan-
gen auf Nachprüfung der Wasserzähler nur 
nachzukommen, wenn der Grundstücksei-
gentümer sich verpflichtet, die Kosten zu 
übernehmen, falls die Abweichung die ge-
setzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht 
überschreitet. 
 

§ 22 
Änderungen; Einstellung des Wasser-

bezugs 

 
(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigen-
tümers ist dem ZV GOLLIPP unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. 
 
(2) Will ein Grundstückseigentümer, der 
zur Benutzung der Wasserversorgungsein-
richtung nicht verpflichtet ist, den Wasser-
bezug aus der öffentlichen Wasserversor-
gung vollständig einstellen, so hat er das 
mindestens eine Woche vor dem Ende des 
Wasserbezugs schriftlich dem ZV 
GOLLIPP zu melden. 
 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benut-
zung Verpflichteter den Wasserbezug ein-
stellen, hat er beim ZV GOLLIPP Befreiung 
nach § 6 zu beantragen. 
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§ 23 
Einstellung der Wasserlieferung 

 
(1) Der ZV GOLLIPP ist berechtigt, die 
Wasserlieferung ganz oder teilweise frist-
los einzustellen, wenn der Grundstücksei-
gentümer oder Benutzer dieser Satzung o-
der sonstigen die Wasserversorgung be-
treffenden Anordnungen zuwiderhandelt 
und die Einstellung erforderlich ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Si-
cherheit von Personen oder Anlagen 
abzuwenden, 

2. den Verbrauch von Wasser unter 
Umgehung, Beeinflussung oder vor 
Anbringung der Messeinrichtungen 
zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen 
anderer Abnehmer, störende Rück-
wirkungen auf Einrichtungen der Ge-
meinde oder Dritter oder Rückwirkun-
gen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 

 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, ins-
besondere bei Nichterfüllung einer Zah-
lungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der 
ZV GOLLIPP berechtigt, die Versorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustel-
len. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der 
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere 
der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der Grund-
stückseigentümer seinen Verpflichtungen 
nachkommt. Der ZV GOLLIPP kann mit der 
Mahnung zugleich die Einstellung der Ver-
sorgung androhen. 
(3) Der ZV GOLLIPP hat die Versorgung 
unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald 
die Gründe für die Einstellung entfallen 
sind. 
 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit 
Geldbuße bis zu 2500 Euro belegt werden, 
wer vorsätzlich 

1. den Vorschriften über den An-
schluss- und Benutzungszwang in § 5 
zuwiderhandelt, 

2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 
1, § 13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und 2 
festgelegten oder hierauf gestützten 
Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder 
Vorlagepflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustim-
mung des ZV GOLLIPP mit den In-
stallationsarbeiten beginnt, 

4. gegen die vom ZV GOLLIPP nach 
§ 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Ver-
brauchseinschränkungen oder Ver-
brauchsverbote verstößt. 

 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften be-
stehende Ordnungswidrigkeitentatbe-
stände bleiben unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 25 
Anordnungen für den Einzelfall, 

Zwangsmittel 

 
(1) Der ZV GOLLIPP kann zur Erfüllung der 
nach dieser Satzung bestehenden Ver-
pflichtungen Anordnungen für den Einzel-
fall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Sat-
zung vorgeschriebenen Handlungen, eines 
Duldens oder Unterlassens gelten die Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 
§ 26 

Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ih-
rer Bekanntmachung in Kraft 
 
(2) Gleichzeitig tritt die WAS vom 
02.09.1994 außer Kraft. 

 
Uffenheim, den 22.02.2022 

 
Heinrich Klein, 

Verbandsvorsitzender 
 

LkrABl. Nr. 05/2022 
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Z W E C K V E R B A N D  I N D U S T R I E -

/ G E W E R B E P A R K  

G O L L H O F E N / I P P E S H E I M   
Z V  G O L L I P P  

Haushaltssatzung für das  
Haushaltsjahr 2022 

 
Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und 26 Abs. 1 
des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menar­ beit in Verbindung mit Art. 63 ff der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bay-
ern erlässt der Zweckverband "Industrie-/ 
Gewerbepark Gollhofen/lppesheim (ZV-
GOLLIPP)" folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 
381.900,00 Euro und 
 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 
2.277.000,00 Euro ab. 
 

§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen und 
lnvestitionsförderungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 
 

§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermö-
genshaushalt  werden nicht festgesetzt. 
 

 
 
 

§ 4 

 
Die Verbandsumlagen  nach § 14 der Ver-
bandssatzung werden wie folgt festgesetzt: 
 
Verwaltungsumlage: 
 
Der durch sonstige Einnahmen nicht ge-
deckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Fi-
nanzierung von Ausgaben im Verwaltungs-
haushalt wird für das Haushaltsjahr 2022 
auf 240.000 Euro festgesetzt und auf die 
Mitglieder umgelegt. 
 
Investitionsumlage: 
 
Eine Investitionsumlage wird nicht erho-
ben. 
 

§ 5 

 
Der  Höchstbetrag  der  Kassenkredite  zur  
rechtzeitigen  Leistung von Ausgaben  
nach dem Haushaltsplan wird auf 60.000 
Euro festgesetzt. 
 

§ 6 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Ja-
nuar 2022 in Kraft. 
 
Uffenheim, den 23.02.2022 
 

Heinrich Klein, 
Verbandsvorsitzender 

 
LkrABl. Nr. 05/2022 

____________________ 
 

F E R N W A S S E R V E R S O R G U N G  

F R A N K E N  
Werkausschusssitzung  

am Donnerstag, 24. März 2022  
 

Tagesordnung für die Werkausschusssit-
zung der Fernwasserversorgung Franken 
am Donnerstag, 24. März 2022, um 09:00 
Uhr im Sitzungssaal der Geschäftsstelle in 

Uffenheim, Fernwasserstraße 2. 
 
Öffentlicher Teil:  
 
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der 

Beschlussfähigkeit 

2. Niederschrift über die Sitzung des 

Werkausschusses vom 9. Dezember 

2021 

3. Feststellung des Stimmrechts für das 

Jahr 2022 

Im Anschluss findet eine nichtöffentliche 
Sitzung statt.  
 
Uffenheim, 22. Februar 2022 
 

gez. Dr. Hermann Löhner, 
Werkleiter 

 
LkrABl. Nr. 05/2022 

____________________ 
 

 
 
 



 XVI 

F E R N W A S S E R V E R S O R G U N G  

F R A N K E N   
Verbandsversammlung  

am Donnerstag, 24. März 2022  
 

Tagesordnung für die Verbandsversamm-
lung der Fernwasserversorgung Franken 
am Donnerstag, 24. März 2022, um 10:30 
Uhr im Sitzungssaal der Geschäftsstelle in 

Uffenheim, Fernwasserstraße 2. 
 
Öffentlicher Teil:  
 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung 

der Beschlussfähigkeit 

2. Niederschrift über die Sitzung der Ver-

bandsversammlung vom 9. Dezember 

2021 

3. Feststellung des Stimmrechts für das 

Jahr 2022 

4. Neufassung der Verbandssatzung der 

FWF 

5. Neufassung Geschäfts- und Dienstord-

nung der FWF 

6. Satzung über die Erhebung von Ver-

waltungskosten für Amtshandlungen 

im eigenen Wirkungskreis der FWF 

7. Standortentscheidung Neubau Labor-

gebäude 

Im Anschluss findet eine nichtöffenliche 
Sitzung statt. 
 
Uffenheim, 7. März 2022 
 
gez. Dr. Hermann Löhner 
Werkleiter 
 

LkrABl. Nr. 05/2022 
____________________ 
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